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wenn man bedenkt, welch hohes Tempo der
Zug des wissenschaftlich-technischen Fort-
schrittes in der Zahnheilkunde aufgenommen
hat, so kann man nur den beglückwünschen,
der eine entsprechende Platzkarte hat und
den bedauern, der die Notwendigkeit für sich
noch nicht erkannt hat. In Thüringen findet
der Zahnärztetag alle zwei Jahre statt und
stellt sozusagen den ICE im Fortbildungspro-
zess dar. Er gilt als Standortbestimmung und
wissenschaftlicher Erfahrungsaustausch, ist
andererseits eine Möglichkeit der kollegialen
Begegnung und der Information im Dental-
markt. Die gute Resonanz der fünf Zahnärzte-
tage bestätigt uns, dass praxisrelevante The-
men zum richtigen Zeitpunkt von kompeten-
ten Referenten vorgetragen wurden. Am 22.
und 23. November werden wir uns unter der
wissenschaftlichen Leitung von Prof. Dr. Dr.
Schumann (Jena) dem Thema „Implantolo-
gie“  zuwenden. Leider war das in der Ver-
gangenheit in Thüringen kein Thema, das
viele Kollegen zu Fortbildungsveranstaltun-
gen mobilisiert hätte. Aber die Zeit ist reif, wir
müssen auch diesen Salonwagen des Fortbil-
dungszuges besteigen, weil wir sonst abge-
koppelt im Rangierbahnhof verbleiben.

Betrachtet man sich nur die Fachliteratur, die
Beiträge in den Zeitschriften bis hin zu den
Massenmedien, so stellt die zahnärztliche
Implantologie offensichtlich ein immer inter-
essanter werdendes Fachgebiet dar. Die
Hemmschwelle einiger Kollegen ist kaum
noch zu verstehen, zumal die aufgeklärten
Patienten intensive und detaillierte Fragen
stellen, die nur von kompetenten Fachleuten
entsprechend beantwortet werden können.

Nicht jeder Zeitungsartikel oder Fernsehkom-
mentar hält einer praxisrelevanten Prüfung
Stand. Zu eben dieser Standortbestimmung
wollen wir den 6. Thüringer Zahnärztetag
nutzen. Beim Studium des Programmes wer-
den Sie unschwer erkennen, dass zwei Tage
wissenschaftliche Diskussion lediglich einen
Auftakt und für manche auch Einstieg in die
Implantologie sein werden. 

Ein Kernsatz, der inzwischen von vielen Auto-
ren in dieser und ähnlicher Form geprägt
wurde, sei nochmals formuliert: Die orale Re-
habilitation nach Zahnverlust beliebiger Ursa-
che durch prothetische Therapie bedient sich
der Implantologie als eine der Möglichkeiten,
um Sprach- und Kaufunktion wieder herzu-
stellen. Bei größeren Traumen oder Tumor-
operationen ist es gelegentlich die einzig
sinnvolle therapeutische Unterstützung vor
der prothetischen Versorgung, aber auch zur
Komfortsteigerung verschiedener Therapie-
varianten können gelegentlich die sinnvollste
und einfachste Lösung darstellen.

Wenn wir diesen Grundsätzen folgen, ist es
ganz unbestritten, dass heute kein Zahnarzt
in Thüringen sich dieser Verantwortung ent-
ziehen kann. Das soll nicht heißen, dass jeder
auch die chirurgischen Voraussetzungen für
die Insertion von Implantaten in seiner Praxis
realisieren muss. Es ist viel wichtiger, dass
die entsprechende Indikation herausgefiltert
und angeboten wird, dass das entsprechende
prothetische Ziel formuliert, konkret geplant
wird und  gegebenenfalls die Zusammenar-
beit mit einem chirurgisch versierten Zahn-
arzt, Oral- oder Kieferchirurgen gesucht wird. 

Folgerichtig wurde bei der Erstellung der
Konzeption des 6. Thüringer Zahnärztetages
auch der Zahntechnikertag dieser Problema-
tik zugeordnet. Darüber hinaus werden auch
die zahnärztlichen Fachangestellten kompe-
tent mit dieser Thematik weitergebildet, wo-
bei von der Vorbereitung über die Assistenz
bis zur korrekten Abrechnung alles geboten
wird. Die Dentalausstellung wird ebenfalls die
ganze Breite der Materialien, Instrumente
und Literatur anbieten, wobei natürlich auch
andere Bereiche, wie Röntgen, Computer-
technik, Prophylaxe und Ausstattung ausrei-
chend repräsentiert sind.

Die Messehallen in Erfurt bieten ausreichend
Möglichkeiten, alle Seminare und Vorträge
angemessen zu präsentieren. Ein Highlight
wird auch die Abendveranstaltung im histori-
schen Studentenkeller „Engelsburg“ sein,
denn da wollen wir im Traditionszug unserer
studentischen Ausbildung fahren.

Implantologie muss überwiegend privat li-
quidiert werden. Holen Sie sich die Kompe-
tenz für exakte Aufklärungsgespräche, aber
bitte von der Wissenschaft und nicht aus der
Werbung. Wenn man erst seinen Platz im
Zug der täglichen Arbeit gefunden hat, darf
man sicherlich mit Implantatprothetik in der
I. Klasse einen Fensterplatz belegen, also kein
Luxus, aber guter Standard.

Ihr Dr. Wolfgang Richter
Referent Fort- und 
Weiterbildung der

Landeszahnärztekammer

Sehr geehrte Kolleginnen,
sehr geehrte Kollegen,
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Von Prof. Dr. Günter Hirsch

Immer häufiger empfinden die Ärzte und
Zahnärzte das Recht nicht als schützend,
sondern als bedrückend, weniger als hilfreich
denn als hinderlich. Und in der Tat: Zwar be-
schreibt § 1 der BÄO den Beruf des Arztes 
als einen „seiner Natur nach“ freien Beruf. Ob
aber der Beruf wirklich noch als ein freier 
Beruf bezeichnet werden kann in Anbetracht
all der öffentlich-rechtlichen Pflichten und
Beschränkungen, denen er unterworfen ist,
wird immer mehr in Frage gestellt. Immer
mehr verwandelt die Abhängigkeit von der
öffentlichen Krankenversicherung Ärzte und
Zahnärzte zu „Kassenbeamten“.

Zu dem dichten nationalen Regelungsge-
flecht tritt noch das europäische Gemein-
schaftsrecht hinzu. Die längst in Gang ge-
kommene Europäisierung des Gesundheits-
wesens stellt auch die Ärzte in einen neuen,
Grenzen überschreitenden Rechts- und Wirt-
schaftsraum mit neuen Chancen, aber auch
mit Anpassungs- und Harmonisierungs-
druck.

Beschränkungen der 
Berufsausübung

Da rund 90 Prozent aller ärztlichen Leistun-
gen vertragsärztliche Leistungen sind und
nur 10 Prozent dem privatärztlichen Bereich
unterfallen, ist es in erster Linie die Einbin-
dung in das gesetzliche Gesundheitssystem,
die die Berufsausübung des Arztes von A bis
Z, von der Altersbegrenzung bis zur Zahner-
satzerstattung, bestimmt. 

Der Zugang zum Beruf des Kassenarztes und
die Modalitäten seiner Ausübung unterliegen
einer Fülle von Restriktionen und Reglemen-
tierungen. Am schwersten wiegen wohl die
seit 1999 geltende Bedarfszulassung sowie
die Altersbegrenzung für den Zugang zur ver-
tragsärztlichen Tätigkeit und für das Erlö-
schen der Zulassung. Nach den gesetzlichen
Bestimmungen können approbierte Ärzte, die
das 55. Lebensjahr vollendet haben, grund-
sätzlich nicht mehr zur vertragsärztlichen
Leistung zugelassen werden. Mit Vollendung
des 68. Lebensjahres erlischt die Zulassung.

Diese subjektiven Zulassungsbeschränkun-
gen sah das Bundesverfassungsgericht als

gerechtfertigt an, da sie ein geeignetes Mit-
tel seien, um die Kosten des Gesundheits-
wesens zu begrenzen. Denn eine steigende
Anzahl von Ärzten führe zu einem Anstieg 
der Ausgaben der gesetzlichen Krankenversi-
cherung. Dies mag ja statistisch gesehen
stimmen. Ob aber ein partielles „Berufsver-
bot“ die richtige, dem Übermaßverbot ent-
sprechende Therapie ist, kann bezweifelt
werden. Außer diesen Zulassungsbeschrän-
kungen, die in ihren Wirkungen einem Ein-
griff in die freie Berufswahl zumindest nahe-
kommen, ist der Vertragsarzt durch eine Viel-
zahl weiterer Beschränkungen in der freien
Gestaltung seines Berufs begrenzt.

So ist das Spektrum an Dienst- und Sach-
leistungen, die er mit der Krankenkasse ab-
rechnen kann, eingeengt. Den Kassenärzten
wurden Kürzungen bei den Honoraren, Ein-
schränkungen beim Einsatz teurer Medizin-
geräte und die Verantwortung für den Arz-
neimittelverbrauch auferlegt. Ihre Vergütung
wurde verschiedentlich abgesenkt oder –
trotz Erhöhung ihrer Praxis- und Personal-
kosten – konstant gehalten. Die Vertragsärzte
müssen sich Wirtschaftlichkeitsprüfungen
stellen und werden durch die Festbetragsre-
gelung für Arzneimittel eingeengt. Sie unter-
liegen regionalen und fachlichen Gebietsein-
schränkungen und Fachgebietsbegrenzun-
gen. Schließlich ist das jährliche Gesamtent-
gelt für all ihre Leistungen ohne Rücksicht
auf deren Gesamtumfang durch ein „Global-
budget“ gedeckelt.

Die Frage scheint also sehr wohl berechtigt,
ob ein Beruf, der Altersgrenzen fast wie im
öffentlichen Dienst unterliegt, kaum Spiel-
raum bei der Vergütung erbrachter Leistun-
gen hat, gleichzeitig aber – in Einzelfällen für
ein nicht einmal die Selbstkosten deckendes
Honorar – zur Leistungserbringung verpflich-
tet ist und der einer Fülle öffentlich-recht-
licher Ausübungsregelungen unterliegt, noch
als freier Beruf bezeichnet werden kann. 

Zwar kennt das Recht keine allgemeinver-
bindliche Definition der „freien Berufe“. Nach
dem Bundesverfassungsgericht ist eine sol-
che auch schlicht unmöglich, so dass die So-
ziologie helfen muss. Unstreitig gibt es je-
doch drei klassische Kriterien für die Qualifi-
zierung eines Berufes als „freier Beruf“, näm-
lich die Professionalität, die Eigenverantwort-

lichkeit und die Unabhängigkeit. In diesem
Sinne formuliert auch das Partnerschaftsge-
sellschaftsrecht: „Die Freien Berufe haben im
allgemeinen auf der Grundlage besonderer
beruflicher Qualifikation oder schöpferischer
Begabung die persönliche, eigenverantwort-
liche und fachlich unabhängige Erbringung
von Dienstleistungen höherer Art im Inter-
esse der Auftraggeber und der Allgemeinheit
zum Inhalt.“

Von den genannten drei Definitionskriterien
der freien Berufe erfüllen die Vertragsärz-
te uneingeschränkt nur noch das erste: Sie
üben ihren Beruf auf der Grundlage besonde-
rer beruflicher Qualifikation aus. Die Ausbil-
dung und die Approbations- und Zulassungs-
kriterien der deutschen Ärzte haben – inter-
national gesehen – ein ausgesprochen hohes
Niveau. 

Von Eigenverantwortlichkeit und Unabhän-
gigkeit kann bei Vertragsärzten dagegen zwar
noch im haftungsrechtlichen Sinne, kaum
mehr jedoch im Kernbereich ihrer Tätigkeit,
der freien Therapiewahl, gesprochen werden.
Die an sich gewichtigen und völlig berech-
tigten Staatsziele der Wirtschaftlichkeit, Kos-
tendämpfung und Beitragsstabilität im Ge-
sundheitswesen haben die Entscheidungs-
spielräume der Vertragsärzte deutlich einge-
schränkt. Damit hat der Sozialgesetzgeber in
den letzten Jahren – ich zitiere Zuck – „im
Grunde einen neuen Beruf eines Arztes ge-
schaffen, der in eigentümlichen Schutzzonen
wirtschaftet, aber gleichwohl vom vollen Ri-
siko des freien Arztes betroffen ist, für den
die Therapiefreiheit vielfach nur noch auf
dem Papier steht, für den sich Leistungsbe-
reitschaft und Flexibilität nur noch innerhalb
zugeteilter Kontingente und Fachgebiete aus-
zahlen.“

Man sollte nicht den Fehler begehen, dies als
ein Binnenproblem eines Berufsstandes zu
sehen, der in der allgemeinen Einkommens-
skala immer noch ziemlich weit oben steht.
Denn die Aushöhlung der Substanz, die die
Freiberuflichkeit ausmacht, betrifft auch die
Patienten – und damit 90 Prozent der Be-
völkerung. Dieser bezahlt zwar nicht die in-
dividuelle ärztliche Leistung, finanziert aber
mit seinen Beiträgen – die sich gerade in ei-
ner Aufwärtsspirale befinden – das gesetzli-
che Versicherungssystem mit. Statistische

Zahnarzt – (noch) ein freier Beruf?
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Durchschnittskosten, Positivlisten, planwirt-
schaftliche Arzneimittelhaushalte sowie ge-
deckelte Praxis- und Krankenhausbudgets
berühren nicht nur die Therapiefreiheit der
Ärzte, sondern auch das Recht des Patienten
auf die medizinisch indizierte Heilbehand-
lung. Rationierte Gesundheitsleistungen, Be-
handlung nicht nach dem medizinisch Mach-
baren, sondern nach dem volkswirtschaftlich
Finanzierbaren bis hin zur Hochleistungsme-
dizin nur noch für reiche Selbstzahler sind die
Szenarien, die bereits an die Wand gemalt
werden und zu tiefer Verunsicherung der
Kassenpatienten führen. Der Weg zur Lei-
stungsbudgetierung ist bereits eingeschla-
gen, er darf keinesfalls fortgeführt werden
zur Leistungsverweigerung.

Beschränkung 
der Werbung

Ein weiteres Beispiel für Reglementierungen
des Berufsbildes der Ärzte sind die Wer-
bebeschränkungen. Die Standesorganisatio-
nen, veranlasst durch gute Lobbyarbeit der
arrivierten Berufsangehörigen, neigen – bei
Ärzten ebenso wie bei Rechtsanwälten –
dazu, das Berufsrecht zu konservieren und
Konkurrenz zwischen Standesgenossen, ins-
besondere durch neu auf den Markt drän-
gende Berufskollegen, zu dämpfen. Die Ge-
richte dagegen betonen eher den freien Wett-
bewerb und die grundrechtlich geschützte
Berufsfreiheit. Die beiden – jeweils für sich
berechtigten – Interessen, einerseits die Un-
terbindung standeswidriger, dem Ansehen
der Ärzteschaft und der Volksgesundheit ab-
träglicher Praktiken, andererseits die freie
Positionierung des einzelnen Arztes in Kon-
kurrenz um den Patienten, führen immer wie-
der zu Konflikten auf dem Gebiet der Wer-
bung.

Dazu ein Beispiel: Wenn eine Qualifikation in
bestimmten Tätigkeitsschwerpunkten erwor-
ben wurde und ein Interesse der Patienten zu
bejahen ist, um diese Qualifikation zu wissen,
ist ein überwiegendes Allgemeininteresse,
diese Angabe gleichwohl nicht zuzulassen,
nur schwer erkennbar.

Rechtliche Grenzen

Die ärztliche Berufsausübung wird nicht nur
durch öffentlich-rechtliche Bestimmungen
reglementiert, sondern auch durch das Haf-
tungsrecht. Zwar wird im Rahmen der zivil-
und strafrechtlichen Verantwortlichkeit ein

ärztliches Verhalten ex post und beschränkt
auf den konkreten Fall beurteilt. Hieraus fol-
gen jedoch generelle Gebote und Verbote für
den gesamten Berufsstand.  

Die zivilrechtliche Arzthaftung ist durch eine
seit Jahrzehnten anhaltende Tendenz der
Rechtsprechung geprägt, die Anforderungen
an die lex artis, an die Sorgfaltspflichten, 
an prä- und postoperative Aufklärungspflich-
ten, an Organisations-, Überwachungs- und
Nachsorgepflichten zu verstärken sowie das
Beweisrecht der spezifischen Arzt-Patienten-
Situation anzupassen. So hat etwa das Ober-
landesgericht Koblenz 1999 zur Frage der
Aufklärungspflicht bei Amalgam-Füllungen
entschieden, dass der Zahnarzt auch über ex-
trem seltene, aber schwerwiegende Risiken
aufzuklären hat, wenn sie wesenstypisch sind
oder wenn in der medizinischen Wissen-
schaft bereits ernsthafte Stimmen darauf hin-
weisen. Diese Voraussetzungen seien aller-
dings bei Amalgam-Füllungen nicht gegeben.

Ein spezifisches strafrechtliches Risiko für
forschende Ärzte, dessen Tragweite noch
überhaupt nicht abzuschätzen ist, sei hier 
nur kurz erwähnt: Die nicht trennscharfe
Grenze zwischen zulässiger Drittmittel-For-
schung und Bestechung bzw. Untreue. Der
Verweis auf den so genannten „Herzklappen-
prozess“ mag genügen. Dieser endete mit
der Verurteilung eines Herzchirurgen, den
das Gericht selbst als hoch qualifizierten, auf-
richtigen und integren Menschen schilderte. 

Es ist an der Zeit, durch transparente und
klare Regelungen das Risiko der Ärzte zu be-
seitigen, die rechtmäßige Einwerbung von
Forschungsmitteln der Industrie mit rechts-
widrigen Praktiken zu vermischen.

Der freie Beruf des Arztes ist in Deutschland
jedenfalls insoweit, als er – wie in aller Regel
– vertragsärztlich ausgeübt wird, in einem
solchen Ausmaße verrechtlicht, dass er fast
schon verstaatlicht erscheint. Die Zulassung
und Berufsausübung der Ärzte wird jedoch
darüber hinaus in steigendem Maße auch
vom europäischen Gemeinschaftsrecht er-
fasst, wie folgender vom Europäischen Ge-
richtshof entschiedener Fall zeigt:

Der Zahnarzt Salomone Haim war italieni-
scher Staatsbürger und hatte ein von der Uni-
versität Istanbul erteiltes Zahnarztdiplom. Er
arbeitete acht Jahre in Belgien, wo sein türki-
sches Diplom anerkannt wurde. Anschlie-

ßend wollte er sich in Deutschland als Kas-
senarzt niederlassen. Dies wurde ihm mit der
Begründung verweigert, dass zwar Diplome
anderer Mitgliedstaaten anerkannt würden,
er besitze jedoch ein Diplom eines Drittlan-
des. Dass dies von einem anderen Mitglied-
staat bereits anerkannt sei, ändere daran
nichts. Der EuGH gab den deutschen Behör-
den auf, nicht nur auf das Fehlen eines aner-
kannten Diploms abzustellen, sondern die
Berufserfahrung von Herrn Haim zu berük-
ksichtigen. Dieser Fall zeigt schlaglichtartig,
in welchem Ausmaß die Bürger Europas von
der Grundfreiheit der Freizügigkeit in dieser
Union ohne Binnengrenzen Gebrauch ma-
chen und welche Probleme dies aufwirft.
Denn die in den Römischen Verträgen garan-
tierte Freiheit, sich ohne jede Behinderung in
anderen Mitgliedstaaten niederzulassen und
Dienstleistungen zu erbringen und in An-
spruch zu nehmen, kann in Konflikt geraten
mit nationalem Recht. 

Für das Gesundheitswesen steht grundsätz-
lich den Mitgliedstaaten die Gesetzgebungs-
kompetenz zu. Die Gemeinschaft ist zwar
Rechtsgemeinschaft, Wirtschaftsunion und
auch Währungsunion, sie ist jedoch keine
Sozialunion. Die Mitgliedstaaten sind allein
zuständig für die Ausgestaltung der sozialen
Sicherungssysteme und damit für die Orga-
nisation des Gesundheitswesens und der
medizinischen Versorgung. Eine Harmonisie-
rung der nationalen Gesundheitssysteme
durch die EG ist ausdrücklich ausgeschlos-
sen.

Demzufolge bestehen in den Mitgliedstaaten
unterschiedliche Strukturen des öffentlichen
Gesundheitswesens. Es gibt steuer- und bei-
tragsfinanzierte Systeme. Großbritannien et-
wa stellt die ärztliche Versorgung durch einen
staatlichen Gesundheitsdienst sicher. In Lu-
xemburg und anderen Staaten gilt das Ko-
stenerstattungsprinzip, in Deutschland dage-
gen das Sachleistungsprinzip. Auch struk-
turell ähnliche Systeme unterscheiden sich;
als Stichworte seien nur genannt Arzneimit-
tel-Budgetierung, Zulassungsbeschränkun-
gen für Kassenärzte, Kollektivverträge zur
Arztvergütung usw. Kurz gesagt: das Ge-
sundheitswesen in Europa ist unterschied-
lich strukturiert, organisiert und finanziert.
Speziell das deutsche System der kassen-
ärztlichen Versorgung ist ein hochkomplizier-
tes und in sich verschränktes Netzwerk, des-
sen finanzielle Austarierung seit Jahrzehnten
im Zentrum rechts-, gesundheits-, sozial-
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und standespolitischer Auseinandersetzun-
gen steht. Es ist ein geschlossenes System,
das davon ausgeht, dass die kassenärztliche
Versorgung durch Leistungserbringer im In-
land sichergestellt wird.

Was tun, wenn das nationale Gesundheits-
recht einen Gemeinschaftsbürger etwa daran
hindert, die ihm eingeräumte Dienstleis-
tungsfreiheit in einem anderen Land in An-
spruch zu nehmen? Diese Frage war vom
EuGH im berühmten Fall Kohll zu entschei-
den. Herr Kohll hatte als luxemburgischer
Kassenpatient eine zahnärztliche Behandlung
in Deutschland ohne Zustimmung seiner
Krankenkasse durchführen lassen. Nach Lu-
xemburger Versicherungsrecht sind ärztliche
Leistungen grundsätzlich im Inland in An-
spruch zu nehmen. Will ein Kassenpatient ei-
nen Arzt im Ausland aufsuchen, erstattet
seine Kasse die Kosten nur dann, wenn sie
dies vorher ausdrücklich genehmigt hat –
was aber nur geschieht, wenn im Inland eine
entsprechende Behandlung nicht möglich ist.
Viele Länder, so auch Deutschland, haben
entsprechende Regelungen.

Der EuGH bestätigt zwar den Grundsatz, dass
allein die Mitgliedstaaten zuständig sind für
die Ausgestaltung ihrer sozialen Sicherungs-
systeme. Sie müssen jedoch bei der Ausü-
bung dieser ihrer Kompetenz das Gemein-
schaftsrecht beachten. Eine Regelung, die die
Versicherten faktisch daran hindert, ärztliche
Dienstleistungen in einem anderen Land der
Europäischen Gemeinschaft frei in Anspruch
zu nehmen, verletzt deren Grundfreiheiten.
Etwas anderes kann nur dann gelten, wenn
bei einer Öffnung des Systems „eine erheb-
liche Gefährdung der sozialen Sicherheit“
droht. Diese Entscheidung wurde zum Teil
heftig kritisiert, weil der EuGH damit die
Kompetenz der Mitgliedstaaten für die Aus-
gestaltung der sozialen Sicherungssysteme
verletzt habe. Dieser Einwand verkennt den
fundamentalen Unterschied zwischen den
Regelungskompetenzen der Gemeinschaft
und dem Anwendungsbereich des Gemein-
schaftsrechts. Es entspricht der ständigen
Rechtsprechung des EuGH, daß die Mitglied-
staaten auch dort, wo sie allein regelungsbe-
fugt sind, bei der Ausübung dieser ihrer
Kompetenz die Grundfreiheiten des Gemein-
schaftsrechts nicht beeinträchtigen dürfen. 

Ob es darum geht, beim Zugang zum Beruf
des Soldaten die Richtlinie der EU zur Nicht-
diskriminierung von Frauen zu berücksichti-

gen, bei der Entscheidung über den Einsatz
der Polizei gegen Grenzblockierer die Freiheit
des Warenverkehrs zu schützen oder eben
beim Anspruch der gesetzlich Versicherten
auf Leistungen deren Recht nicht zu verlet-
zen, Dienstleistungen frei in Europa in An-
spruch zu nehmen – in all diesen Fällen kann
nicht kurzschlüssig aus der jeweils den Mit-
gliedstaaten zustehenden Regelungskompe-
tenz abgeleitet werden, dass diese Bereiche
völlig immun gegen das Gemeinschaftsrecht
seien. Aus diesem Grund ist übrigens eine
klarere Abgrenzung der Kompetenzen der
Gemeinschaft von denen der Mitgliedstaaten
zwar nötig, reicht aber nicht, um die den Mit-
gliedstaaten zustehenden Regelungsmate-
rien völlig vom Anwendungsbereich des Ge-
meinschaftsrechts auszunehmen. 

Nicht unerwähnt soll im Rahmen der Einwir-
kungen des Gemeinschaftsrechts auf das na-
tionale Gesundheitsrecht die Verflechtung
spezifischer deutscher Kostendämpfungsre-
gelungen mit dem europäischen Kartellrecht
bleiben. Der EG-Vertrag verbietet Absprachen
und Verhaltensweisen von Unternehmen, die
geeignet sind, den freien Handel zwischen
den Mitgliedstaaten zu behindern, insbeson-
dere die Festsetzung fester An- und Verkaufs-
preise. Festbeträge für Arzneimittel und me-
dizinische Hilfsmittel nach §§ 35, 36 SGB V
wurden vom OLG Düsseldorf mit Urteilen
vom 28.8.1998 sowie vom 27.7.1999 als
Verstoß gegen das Kartellrecht des EG-Ver-
trages (Art. 81) für nichtig erklärt. In einem
der beiden Fälle wurden die betreffenden
Krankenversicherungen außerdem verurteilt,
dem klägerischen Pharma-Unternehmen den
Schaden zu ersetzen, der ihm durch die Fest-
betragsregelung entstanden ist.

Diese Urteile erregten zurecht Aufsehen. Sie
sind inzwischen in der Revision beim Kartell-
senat des Bundesgerichtshofes gelandet.
Dieser hat vor kurzem die Frage, ob die deut-
schen Arzneimittelhöchstbeträge mit dem
europäischen Kartellrecht vereinbar sind,
dem Europäischen Gerichtshof zur Entschei-
dung vorgelegt. 

Im übrigen wirft nicht nur die Festbetrags-
regelung wettbewerbsrechtliche Zweifelsfra-
gen auf. Auch andere Rechtsakte der zustän-
digen Gremien im Gesundheitswesen, die 
für bestimmte Waren und Dienstleistungen
den freien, von Angebot und Nachfrage be-
herrschten Markt beschränken (wie z.B. fest-
gesetzte Pflegesätze, Positivlisten, Erstat-

tungshöchstbeträge), weisen wettbewerbs-
rechtliche Aspekte auf.

Chance Europa

Vieles wäre noch der Erwähnung wert, etwa
die Reglementierungen ärztlicher Koopera-
tionsformen (Stichworte: Gemeinschafts-
praxis, Praxisgemeinschaft, Partnerschafts-
gesellschaft, angestellter Praxisarzt, „Zahn-
ärzte-GmbH“, Zweitpraxis) oder die Entschei-
dung des EuGH, ärztlichen Bereitschafts-
dienst dienst- und besoldungsrechtlich als
Arbeitszeit zu behandeln.

Ich möchte damit schließen, die Zahnärzte
als Vertreter eines klassischen freien Berufes
im Hinblick auf die große historische Ent-
wicklung der Integration Europas zu sensibi-
lisieren. Gerade weil dieser Beruf durch eine
Fülle nationaler Regelungen in Gefahr gera-
ten ist, vorrangig als Erfüllungsgehilfe staat-
licher Gesundheits- und Finanzpolitik und
weniger als Garant der Volksgesundheit ge-
sehen zu werden, sollte man sich bewusst
sein, dass die Zeiten zu Ende geben, in denen
jeder Staat in Europa in voller Souveränität
isolierte Systeme der Gesundheitsversor-
gung entwickeln kann.

Wir sollten uns deutlich vor Augen führen,
dass die Rechtsetzung und Rechtsprechung
heute nicht mehr als Spiegelbild einer ge-
schlossenen, national homogenen Gesell-
schaft gesehen werden können.  Der klassi-
sche, vollsouveräne Staat des 19. und 20.
Jahrhunderts hat in Europa abgedankt.
Selbst Kernbereiche staatlicher Souveränität
wie etwa die Organisation der Streitkräfte
oder die Struktur der Gesundheits- und Sozi-
alsysteme sind europarechtlich kontaminiert. 

Konrad Hesse, der Nestor der deutschen
Staatsrechtswissenschaft, schrieb der rück-
wärtsgewandten deutschen Staatsrechts-
lehre vor wenigen Monaten mit analytischer
Präzision ins Stammbuch, wie sehr sich die
traditionellen Kategorien von Staat, Souverä-
nität und Kompetenzen auf unserem Konti-
nent geändert haben. Nach Konrad Hesse hat
die deutsche Staatsrechtslehre diese grund-
stürzenden Veränderungen noch nicht ver-
innerlicht, sie lebe immer noch „von dem Ge-
dankengut einer Welt, die nicht mehr die un-
sere ist und die, wie wir immer deutlicher se-
hen, in den tiefen Wandlungen des ausge-
henden 20. Jahrhunderts ihren Untergang
gefunden hat. Über ihre Grundlagen, bisher
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als gesichert geltende Bestandteile der
Staats- und Verfassungslehre, ist die Ge-
schichte hinweggegangen.“ Dies mag man
begrüßen oder bedauern – bestreiten kann
man es schwerlich. 

Die Europäische Gemeinschaft befindet sich
in einem dynamischen Integrationsprozess
auf der Achse zwischen einem bloßen völker-
rechtlichen Staatenbund und einem souverä-
nen Bundesstaat. Sie kann nicht, noch nicht
definitiv staats- und völkerrechtlich definiert
werden, ihr Endziel, ihre „Finalität“ ist offen.
Aber dass sie mehr ist als eine Art gesteigerte
Freihandelszone, dies ist Realität. Ob dies
nun bedeutet, dass die Europäische Gemein-
schaft bereits eigene (spezifische) oder nur
geliehene Souveränität hat – diese Diskus-
sion unter deutschen Verfassungsrechtlern
erinnert an jenen deutschen Professor, der
sein Lebenswerk dem Nachweis widmete,
dass nicht Homer die Odyssee und Ilias ge-
schrieben hat, sondern ein anderer, der zur
gleichen Zeit lebte und zufällig auch Homer
hieß.

In diesem Prozess der europäischen Integra-
tion sollten sich die freien Berufe positionie-
ren. Der Beruf des Arztes ist inzwischen in ein
dichtes Netz nationaler Reglementierungen
eingebunden, die an die Substanz der Freibe-
ruflichkeit gehen, da sie die Therapiefreiheit
und die wirtschaftliche Handlungsfreiheit be-
schränken. Darüber hinaus erlegt europäi-
sches Gemeinschaftsrecht weitere Pflichten
auf.

Die Europäisierung der Heilberufe befreit
aber auch von Einschränkungen. In einem
sich erweiternden und verdichtenden Europa
eröffnen sich dem freien Beruf Chancen, die
es zu nutzen gilt. Im Wettbewerb der 
Systeme haben die deutschen freien Berufe
aufgrund ihrer hohen Qualifikation und ihrer
schlagkräftigen Organisation vorzügliche
Ausgangspositionen. Die Öffnung der Gren-
zen auch und gerade für die freiberuflichen
Ärzte sollte deshalb nicht als Gefährdung von
Besitzständen empfunden werden, sondern
als Chance auf einem europaweiten Dienstlei-
stungsmarkt. Die Heilberufe unterliegen – an-

ders als andere „freie Berufe“ – aufgrund ih-
rer spezifischen humanitären und sozialen
Aufgaben besonderen ethischen und gesell-
schaftlichen Bindungen. Das Rechtsgut Ge-
sundheit hat für den Einzelnen, aber auch für
den Staat einen anderen Stellenwert als das
Leistungsspektrum etwa des Architekten. Die
Ärzte üben einen freien Beruf in sozialer Ver-
antwortung aus. Hoffen wir, daß die Sozialpo-
litik in Zukunft die Sicherstellung einer finan-
zierbaren Gesundheitsversorgung mit der
Gewährleistungen dessen, was einen freien
Beruf ausmacht, besser in praktische Kon-
kordanz zu bringen vermag, als dies bisher
der Fall war. Es gilt, Menschlichkeit und Wirt-
schaftlichkeit nicht als Gegensätze zu begrei-
fen. 

Prof. Dr. Günter Hirsch 

ist Präsident des Bundesgerichtshofes

Im Sommer 2001 wurden sowohl im „Thü-
ringer Zahnärzteblatt“ als auch im „Thüringer
Zahnarzt“, dem Verbandsblatt des Freien Ver-
bandes Deutscher Zahnärzte, Landesverband
Thüringen, verschiedene und teilweise emo-
tionale Ansichten zur Rolle des Freien Ver-
bandes und einigen personellen Querelen
veröffentlicht. Tatsache war, dass aus den
Reihen der Kammerversammlung die Kolle-
gen Dr. Popp (Erfurt) und Dr. Gottfried Wolf
(Suhl) als Delegierte für die Bundesver-
sammlung der Bundeszahnärztekammer vor-
geschlagen wurden. Beide Kollegen gehörten
zu den UDZ-Gründern und hatten sich dieses
Vertrauen bei allen Zahnärzten – auch den
Nichtfreiverbändlern – erarbeitet. Dieses En-
gagement und Vertrauen belohnte die Mehr-
heit der Vertreter der Kammerversammlung
mit der Wahl beider Kollegen in die Bundes-
versammlung der BZÄK.  Ein von der Fraktion
des FVDZ Thüringen nominierter Vertreter er-
hielt diesen Vertrauensbeweis nicht und
demzufolge auch nur wenige Stimmen der
Kammerversammlung – und davon nur von
circa 50 Prozent der anwesenden Freiver-

bändler. Aber! Popp und Wolf hatten, da sie
von der Fraktion nicht vorgeschlagen waren
(sie waren zu kritisch und ehrlich), gegen die
Verbandssatzung verstoßen, genau gegen §
18. Nicht Kompetenz und Vertrauen zählen
mehr im Freien Verband, sondern Personen-
kult. Einige Mitglieder des Vorstandes des
Landesverbandes Thüringen des FVDZ stell-
ten den Antrag auf Eliminierung der unbeque-
men und kritischen Mitglieder Popp und Wolf 
aus dem Freien Verband. Eine sogenannte
schriftliche Anhörung wurde vom Bundes-
vorstand des FVDZ nicht beachtet. Die Be-
nachrichtigung über den Ausschluss aus
dem FVDZ erfolgte an beide Kollegen am 22.
März 2002. Der Ausschluss aus dem FVDZ
geschah kurz vor den Wahlen zu einem
neuen Landesverband: Ein Schelm, wer jetzt
Böses denkt.

Nachbemerkung: Der seinerzeit vom Freien
Verband nominierte Kandidat für die BZÄK-
Versammlung wurde im Herbst ebenfalls von
der Freiverbands-Fraktion in die Vertreterver-
sammlung der KZV Thüringen als Kandidat

für die KZBV aufgestellt. Nachdem eine mög-
liche Niederlage abzusehen war, gab er seine
Kandidatur zurück und trat gar nicht erst an.
Für solche Feigheit hat die Satzung des FVDZ
keinen  Paragrafen. 

Die Wahlen zum Bundesvorstand des Freien
Verbandes Deutscher Zahnärzte verliefen
ebenso wenig satzungs- und fraktionskon-
form wie für den Vorsitz in der KZBV (tzb
3/2002). Dies sind die höheren Ebenen des
Postenschachers. Zum Vertuschen braucht
man in Thüringen zwei Bauernopfer. Denn
über eine Provinzposse könnte man noch
herzlich lachen. Dies aber ist zu traurig zum
Lachen – Zahnärzte, die täglich mit viel zeit-
lichen und ethischen Aufwand für ihre Patien-
ten da sind, vertrauen darauf, dass sie poli-
tisch gut vertreten worden von den Leuten,
denen sie letztlich auf Bundesebene sehr an-
gemessene Diäten zahlen.

Dr. Gottfried Wolf, Suhl
Dr. Horst Popp, Erfurt

Bauernopfer oder Provinzposse?
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Ergebnisliste 6. Thüringer Zahnärzte-Lauf 2002

Frauen – 5 km

1. 441 ZA Dr. Schwarz, Steffi 63  Jens-Heppner-Fanclub 24:03 F35

2. 475 ZA Rath, Almut 67  Erfurt 28:30 F35

Männer – 15 km

1. 370 ZA Hoffert, Falk 66 IG Postheim Templin 58:29 14. M35

2. 46 ZA Dr. Krone, Peter 55  LTV Erfurt 58:37 3. M45

3. 16 ZA Kallenbach, Ullrich 57  Rennsteiglauf-Verein 1:00:44 7. M45

4. 348 ZA Kaupa, Hartmut 62  o.V.    1:04:29 14. M40

5. 17 ZA Jakob, Andreas 60  Daberndorf 1:04:51 16. M40

6. 308 ZA Dr. Steindorf, Michael 57  o.V. 1:12:09 20. M45

7. 8 ZA Schwedler, Peter 58  Eisenach 1:13:41 37. M40

8. 60 ZA Dr. Möckel, Matthias 62 Ronneburg 1:14:41 38. M40

9. 11 ZA Wolf, Johannes 51 Mühltallauf-Verein 1:14:43 17. M50

10. 124 ZA Dr. Kokott, Rainer 62 Gera 1:15:00 41. M40

11. 267 ZA Dr. Schwarz, Ullrich 64 Erfurt 1:15:25 46. M35

12. 138 ZA Dr. Müller, Karl-Heinz 54 Rudolstadt 1:15:57 23. M45

13. 367 ZA Drath, Volkmar 56 SG Naitschau 1:16:25 24. M45

14. 150 ZA Klemp, Günter 40 Steinheid 1:17:44 11. M60

15. 5 ZA Dr. Meyer, Christof 61 Erfurt 1:18:01 46. M40

16. 248 ZA Dr. Stemmler, Rainer 62 Eisenberg 1:27:25 52. M40

17. 309 ZA Dr. Veller, Jürgen 58 SV Töttelstädl 1:27:35 53. M40

18. 338 ZA Sperling, Wolfgang 54 USV Jena 1:27:40 34. M45

Eisenberg. Beim diesjährigen Mühltallauf
war alles anders als in den zurückliegenden
fünf Jahren. Das begann mit dem Wetter.
Nachdem im letzten Jahr die „Flossentiere im
Vorteil“ (Zitat C. Meyer) waren, kamen dies-
mal auch die Trockenläufer voll auf ihre Ko-
sten. Es war sicherlich nicht wie beim Iron-
man auf Hawaii, aber diesem wollten die Läu-
fer auch gar nicht nacheifern. Es ging einzig
um die Freude am Laufen und da kamen alle
auf ihre Kosten.

Was ebenfalls anders war, wird beim Blick
auf die Ergebnislisten deutlich: Die Sieger
wechselten. Den 5 km-Lauf gewann Dr. Steffi
Schwarz. Das Bemerkenswerteste dabei war,
dass sie in der Gesamtwertung des 31. Mühl-
tallaufs den dritten Platz belegte. Schnell war
sie übrigens nicht nur im Wettkampf, son-

dern auch bei der Siegerehrung. Kaum ge-
ehrt, war sie auch schon wieder weg – so
scheiterte ein kurzes Interview. Übrigens
nahm Frau Dr. Schwarz zum ersten Mal am
Mühltallauf teil, in den vergangenen Jahren
hatte dies nie geklappt.

Auch beim 15 km-Lauf der Männer gab es in
diesem Jahr einen neuen Sieger, der mit nur
8 Sekunden Vorsprung ins Ziel kam. Falk
Hoffert, ein Brandenburger Kollege aus Tem-
plin, der zum Wochenende bei einem Freund
in Klosterlausnitz weilte, schlug die Thüringer
allesamt und sorgte dafür, dass der Thürin-
ger Dauergewinner Dr. Peter Krone diesmal
nur als Zweiter ins Ziel kam. Dr. Krone hat
aber auch in diesem Jahr in seiner Alters-
gruppe einen ausgezeichneten dritten Platz
belegt.

Alle teilnehmenden Kolleginnen und Kollegen
sind sich einig, dass dies nicht der letzte Lauf
war. Man kann es allen nur wärmstens emp-
fehlen, die fünf Tage der Woche mit einer
nicht sehr haltungsgerechten Körperstellung
am Behandlungsstuhl sitzen bzw. stehen,
diesen sehr gesunden, Geist und Körper
wohltuenden Ausgleich zu versuchen. Auf ein
gutes Treffen im Nächsten Jahr im land-
schaftlich reizvollen Mühltal.

Dr. Karl-Heinz Müller, 
Beauftragter der KZV 

für Öffentlichkeitsarbeit

Kam, sah und siegte
6. Mühltallauf der Thüringer Zahnärzte mit Brandenburger Gewinner

Die schnellsten Zahnärzte: Zweitplatzier-

ter Dr. Peter Krone, Sieger Falk Hoffert,

Dritter Ullrich Kallenbach (Foto oben

v.l.). – Foto unten: Dr. Steffi Schwarz (r.)

gewann den Frauenwettbewerb.

Fotos: Müller 
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Von Ass. jur. Kathrin Borowsky 

Der folgende Artikel lehnt sich an einen frü-
heren Beitrag von KZV-Justitiar Roul Rom-
meiß (tzb 1/2001) an und resultiert aus den
vielfältigen Anfragen der Vertragszahnärz-
te zu dieser Problematik. Die Verfasserin 
bemüht sich, die Bedeutung der Aufzeich-
nungspflicht, insbesondere im Arzthaftungs-
prozess, zu beleuchten und möchte auf ei-
nige Sonderfragen näher eingehen.

Beweis im
Arzthaftungsprozess

Seit 1978 bejaht der Bundesgerichtshof
(BGH) in seiner Rechtsprechung die Pflicht
des Arztes zu angemessener Dokumentation
und erklärt sie letztlich nur aus der selbstver-
ständlichen therapeutischen Pflicht gegenü-
ber den Patienten. Darüber hinaus weist er
auf die Bedeutung der Dokumentationspflicht
für die Beweislastverteilung im Arztfehlerpro-
zess hin. So könne es nicht ohne Gewicht
sein, „dass eine Pflicht zur ordnungsgemä-
ßen Dokumentation dem Patienten gegenü-
ber ohnehin besteht, denn soweit diese
Pflicht geht, kann der Arzt sich auch beweis-
rechtlich nicht auf eine angebliche Unzumut-
barkeit der erforderlichen Aufzeichnungen
berufen“. Es unterliege ferner keinen Beden-
ken, „diese Pflicht zur Dokumentation wenig-
stens in dem Umfang, in dem sie sich auch
schon aus allgemein therapeutischen Erwä-
gungen anbietet, dem Arzt auch außerpro-
zessual als eine Art Rechenschaftspflicht auf-
zuerlegen, ähnlich der, die bei der Verwaltung
fremden Vermögens seit langem selbstver-
ständlich ist“.

Unzulänglichkeiten der Dokumentation kön-
nen Patienten in Haftpflichtprozessen Vor-
teile verschaffen. Fehlt ein ein gebotener Ver-
merk, wirkt sich dies zu Gunsten des Fehler-
nachweises aus. Auch beim Nachweis des
Ursachen-Zusammenhangs kann mangelhaf-
te Dokumentation eine Rolle spielen. Zwar
bildet die unterlassene Dokumentation nicht
selbst die Grundlage für einen Haftungsan-
spruch. Fehlt sie jedoch, kann gerade dieser
Umstand es dem Patienten erleichtern, einen
behaupteten Behandlungsfehler nachzuwei-
sen. Grundsätzlich ist aber ein schuldhafter

Behandlungsfehler als Ursache für einen Ge-
sundheitsschaden Voraussetzung für einen
Haftungsannspruch. Dies wiederum bedarf
der substantiierten Behauptung des Patien-
ten. Nach herrschender Spruchpraxis der 
Gerichte kommen Beweiserleichterungen zu
Gunsten des Patienten dann in Betracht,
wenn die gebotene ärztliche Dokumentation
lückenhaft oder unzulänglich ist und sich da-
rum für ihn im Schadensfalle die Aufhellung
des Sachverhaltes unzumutbar erschwert.
Dasselbe gilt im Hinblick auf den grundsätz-
lich vom Patienten zu erbringenden Beweis
dafür, dass der Behandlungsfehler Ursache
für den Körperschaden ist. Ferner kommt
eine Beweislastumkehr wegen Dokumentati-
onsmängeln regelmäßig dann in Betracht,
wenn Krankenunterlagen gezielt nachträglich
manipuliert wurden. 

Bei alledem bleibt festzuhalten, dass das Do-
kumentationsversäumnis selbst noch keine
Verschiebung der Beweislast auslöst. Der Pa-
tient muss im Falle der Ermäßigung seiner
Beweislast trotzdem darlegen und gegebe-
nenfalls beweisen, dass ein ärztlicher Fehler
als Ursache des eingetretenen Schadens
ernstlich in Betracht kommt (Laufs/Uhlen-
bruck „Handbuch des Arztrechts“).

Einsicht in
Krankenunterlagen

Das so genannte vorprozessuale Recht des
Patienten, die Krankenunterlagen einzuse-
hen, umfasst auch die Einsichtnahme durch
einen beauftragen Rechtsanwalt und die
Überlassung von Fotokopien gegen Unkos-
tenerstattung. Sofern der Patient wegen feh-
lender technischer Möglichkeiten außer-
stande ist, selbst die Fotokopien zu fertigen,
kann der Arzt diese dagegen unschwer ferti-
gen. So wird man den Arzt für verpflichtet
halten, gegen Vorkasse die Ablichtungen zu
fertigen. Die Einsichtnahme in die Kranken-
unterlagen hat grundsätzlich in der Praxis
des Arztes zu erfolgen. Auf eine Aushändi-
gung der Akten zwecks Ablichtung hat der
Patient grundsätzlich keinen Anspruch. 

Ist der Patient bereits verstorben, so geht das
Einsichtsrecht im Hinblick auf seine Kran-

kenunterlagen auf die Erben über, sofern es
um vermögensrechtliche Aspekte geht. Vor-
aussetzung dafür ist, dass der geäußerte
oder mutmaßliche Wille des Verstorbenen
dem nicht widerspricht. Die Erben müssen
das notwendige vermögensrechtliche Inter-
esse an der Einsichtnahme nachweisen. Der
BHG neigt darüber hinaus dazu, auch den
nächsten Angehörigen des Verstorbenen ein
entsprechendes Einsichtsrecht in die Kran-
kenunterlagen zu gewähren. Dies folgt aus
dem sogenannten postmortalen Persönlich-
keitsbelangen des Verstorbenen.

Der behandelnde (Zahn-)Arzt hat einem spä-
ter den Patienten untersuchenden und be-
handelnden (Zahn-)Arzt Auskünfte über Auf-
zeichnungen zu erteilen und Aufzeichnungen,
einschließlich der Röntgenaufnahmen, vor-
übergehend zu überlassen. Ferner besitzt der
Patient auch das Recht, die Herausgabe von
Krankenunterlagen an den nachbehandeln-
den (Zahn-)Arzt zu verlangen. Nach § 28 Abs.
6 Satz 2 RÖV muss der (Zahn-)Arzt dem Pa-
tienten Original-Röntgenaufnahmen zur Wei-
terleitung an den nachbehandelnden (Zahn-)
Arzt überlassen, um Doppeluntersuchungen
und damit Doppelbelastungen durch Rönt-
genstrahlungen zu vermeiden. In diesen Fäl-
len empfiehlt es sich, die Röntgenaufnahmen
vorübergehend dem Nachbehandler direkt 
zu übersenden und „zu treuen Händen“ ei-
nige Zeit zu überlassen. Dies sollte in der Kar-
teikarte des Patienten vermerkt werden. 

Nach angemessener Frist sollte die Rückgab
der Röntgenbilder angemahnt werden, unter
Umständen ist die Kammer um Mithilfe zu 
ersuchen.

Davon zu unterscheiden ist das prozessuale
Einsichtsrecht des Patienten. Dies spielt in
fast allen Arzthaftungsprozessen eine wich-
tige Rolle. Das Gericht ist zur Beiziehung 
der Krankenunterlagen von Amts wegen ver-
pflichtet, wenn dies erforderlich ist, um eine
möglichst vollständige Aufklärung des Sach-
verhaltes herbeizuführen und ein Sachver-
ständigengutachten einzuholen. Die beige-
zogenen oder vorgelegten Krankenunterla-
gen sind hier im Original beizubringen und
als Teil der Prozessakte anzusehen.

Genaue Behandlungsdokumentation wichtig
Aufzeichnungspf licht in der vertragszahnärztlichen Praxis 
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Aufklärung und
Dokumentation

Im Hinblick auf das zu führende Aufklärungs-
gespräch vor ärztlichen Eingriffen ist in der
Dokumentation auf folgende Schwerpunkte
Wert zu legen:

So soll die Aufklärung dem Patienten ange-
passt erfolgen und seine psychische Situ-
ation, seine medizinischen Kenntnisse und
seine Intelligenz berücksichtigen. Im Hinblick
auf die Risikoaufklärung gilt, dass diese ty-
pische Risiken eines Eingriffs beinhaltet,
nicht jede nur mögliche Schädigung. Bei-
spielsweise muss vor der operativen Weis-
heitszahnentfernung aufgeklärt werden über
mögliche Heilungsstörungen und entzündli-
che Komplikationen, mögliche Schädigungen
des Nervus alveolaris inferior und Nervus lin-
gualis und deren Folgen und bei ungünstiger
anatomischer Situation über die Möglichkeit
einer Kieferfraktur. Der Patient kann ferner
eine Aufklärung ablehnen oder auch eine de-
tailliertere Aufklärung fordern. Die Pflicht zur
Aufklärung und Einwilligung besteht unab-
hängig davon, ob ein Eingriff medizinisch klar
indiziert oder nicht unbedingt erforderlich ist.
Die Aufklärung muss nachweisbar sein. Das
Aufklärungsgespräch beinhaltet neben dem
Risiko auch Befund und Diagnose, die vor-
geschlagene Therapie, alternative Behand-
lungsmethoden, Folgen der Unterlassung der
vorgeschlagenen Behandlung und gegebe-
nenfalls die Gebührenaufklärung (Fibelkorn/
Klammt „Das zahnärztliche Haftungsrecht“).

Röntgenaufnahme
und Modelle

Modelle und Röntgenaufnahmen zählen
ebenfalls zu den Krankenunterlagen. Bei der
Bewältigung der der KZV zugewiesenen Auf-
gaben im Rahmen der Sicherstellung (PAR-
Beratungskommission, Prothetikeinigungs-
gespräch etc.) sowie in der Wirtschaftlich-
keitsprüfung fallen immer wieder Unzuläng-
lichkeiten bei der Dokumentation von Rönt-
genaufnahmen und Modellen auf. Das BSG
betont in ständiger Rechtsprechung, bei-
spielhaft Entscheidung BSG 6. Senat v.
19.11.1985 (Az.: 6 R Ka 14/83), dass der 
Vertragszahnarzt verpflichtet ist, der Kassen-
(zahn)ärztlichen Vereinigung zum Zwecke
der Qualitätsprüfung die Röntgenaufnahmen
mit den dazu gehörigen Befunden vorzu-
legen.

Die vorzulegende Röntgenaufnahme sollte
hinreichenden Beweis zur qualitätsgerechten
Erbringung der Leistungen liefern können. Es
muss also eine eindeutige Zuordnung des
Röntgenfilmes zu einem bestimmten Patien-
ten möglich und der Zeitpunkt der Aufnahme
vermerkt sein. Diesbezüglich empfiehlt es
sich, die Röntgenaufnahmen zu beschriften
bzw. in beschrifteten Taschen aufzubewah-
ren. In jedem Fall muss eine Verwechslung
der Zuordnung der Aufnahme zu Patient und
Aufnahmedatum ausgeschlossen sein. Eine
Verwertung der Röntgenaufnahme sollte je-
derzeit – soweit möglich – erfolgen können,
um schädliche Strahlenbelastungen zu ver-
meiden, die infolge von Doppeluntersuchun-
gen entstehen können. Ein zugänglicher Auf-
bewahrungsort für die Aufnahme ist daher zu
wählen. Des weiteren sollte regelmäßig ein
Abgleich mit der Krankenkarte erfolgen. So
muss aus der Dokumentation eindeutig her-
vorgehen, wann eine Röntgenaufnahme er-
folgte. Empfehlenswert ist es auch, im Hin-
blick auf die vorzunehmende Röntgenbe-
strahlung und die damit zusammenhängende
Aufklärung insbesondere die Frage nach ei-
ner Schwangerschaft zu vermerken. Manipu-
lationen an der Röntgenaufnahme sowie das
Herausschneiden sind zu unterlassen, da an-
sonsten eine Verminderung des Beweiswer-
tes der Aufnahme mit den damit einherge-
henden möglichen genannten Folgen zu be-
fürchten steht.

Neben den Folgen im Arzthaftungsfall sind
aber auch – und gerade – die Besonderheiten
im Vertragszahnarztrecht zu berücksichtigen.
Die ordnungsgemäße Dokumentation bildet
eine wesentliche Rolle hinsichtlich des Ver-
gütungsanspruches und im Wirtschaftlich-
keitsprüfverfahren. Kann eine Röntgenauf-
nahme trotz Aufforderung bei der KZV oder
den Prüfungsausschüssen nicht vorgelegt
werden und kann der Zahnarzt dies nicht
nachvollziehbar entschuldigen (zum Beispiel
mit Überlassen an Zweitbehandler), dann
können die Leistungen als nicht erbracht an-
gesehen werden. Dies führt regelmäßig zum
Verlust des Vergütungsanspruches, unter
Umständen auch nachträglich. Auch im Be-
reich der Wirtschaftlichkeitsprüfung gemäß 
§ 106 SGB V spielen Röntgenaufnahmen eine
besondere Rolle. Können Röntgenaufnah-
men, die zum Zeitpunkt der Statuserstellung
bei PAR vorgelegen haben, nicht vorgelegt
werden, kann die Wirtschaftlichkeit in Frage
stehen. Hier droht Regress. Röntgenaufnah-
men und Modelle stellen obligate Befund-

unterlagen bei der PAR-Behandlung im Rah-
men der vertragszahnärztlichen Behandlung
dar, auch wenn die Wissenschaft andere Auf-
fassungen vertritt. Da eine ordnungsgemäße
Planung, also die Aufstellung des PAR-Sta-
tus, nur aufgrund ausreichender Befunde
möglich ist, ist der Nachweis erforderlich,
dass die Aufnahmen zum Zeitpunkt der Pla-
nung vorlagen, so dass allein hieraus der
ordnungsgemäßen Dokumentation weitere
Bedeutung zukommt.

Die ordnungsgemäße Dokumentation des
Befundes gehört zum Leistungsinhalt der
BEMA – Gebührennummern. Die Dokumen-
tation hat deshalb hinreichende Eintragungen
zu Ziel und Ergebnis (Befund und weiterge-
hende Therapie) zu enthalten. Ist die vorge-
nommene Auswertung nicht darstellbar, kann
die Erfüllung des Leistungsinhaltes als Vor-
aussetzung eines Honoraranspruches in Fra-
ge gestellt werden. Röntgenaufnahmen, die
keinem therapeutischen Zweck dienen (Ab-
klärung von klinischen Befunden und Ein-
leitung notwendiger Therapieschritte), sind
nicht nur unwirtschaftlich, sondern können
Zweifel an der Indikation begründen. Ist die
Indikation zum Röntgenbild zu verneinen,
kann sogar der Vorwurf der Körperverletzung
erhoben werden. Da demgegenüber ein un-
terlassenes Röntgen ebenfalls zur Unwirt-
schaftlichkeit nachfolgender Therapieschritte
oder zu Haftungsfällen führen kann, ist die
Darstellung des Anlasses und der Feststel-
lungen dringend anzuraten. Die vorzuneh-
menden Eintragungen richten sich nach dem
Gesamtkontext der Kartei. Je klarer sich die
Notwendigkeit aus der im übrigen dargestell-
ten Therapie ergibt, z. B. Anfang-, Mess- und
Kontrollaufnahme bei WK/WF, um so gerin-
ger die Anforderungen an die Dokumentation
der einzelnen Röntgenleistung.

Bezüglich der Modelle empfiehlt es sich,
diese eindeutig mit Namen und Geburtsda-
tum zu beschriften. Des weiteren ist die Be-
schriftung mit dem Datum des Vorliegens in
der Praxis günstig. Diese sollte mit der auf
dem Krankenblatt identisch sein. Die Modelle
müssen ferner jederzeit ausgewertet werden
können. Deshalb ist auf eine hinreichende 
Fixierung und ordnungsgemäße Aufbewah-
rung größten Wert zu legen (Rundschreiben
der KZV Thüringen 1/2001). Ansonsten wäre
auch hier wegen unzulänglicher Dokumenta-
tion ein nur eingeschränkter Beweiswert zur
qualitätsgerechten Erbringung der Leistung
zu befürchten.
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In der Karteikarte sollt möglichst das Datum
der Abdrucknahme vermerkt werden, ins-
besondere, wenn zwischen Abdrucknahme
und Vorliegen der Modelle ein zeitlicher Zwi-
schenraum liegt.

Obgleich es für die Beschriftung der Modelle
keine Verpflichtung gibt, ist jedenfalls sicher-
zustellen, dass das Modell hinsichtlich Pa-
tient und Zeitpunkt jederzeit – auch zum Teil
wesentlich später nach erfolgter Behandlung
–  zugeordnet werden kann. Kann eine solche
Zuordnung wegen fehlender Beschriftung
oder fehlender Einträge in der Karteikarte
nicht vorgenommen werden, bereitet eine
Klärung mittels anderer Unterlagen mitunter
Schwierigkeiten.

Laborrechnungen und Eigenlaborbelege sind
mitunter nicht aussagekräftig genug, da das
Rechnungsdatum oft hinter dem tatsäch-
lichen Fertigungsdatum liegt. Wir bereits be-
schrieben, müssen die Modelle jedoch zur
Planerstellung vorgelegen haben, da sonst an
der Wirtschaftlichkeit der Leistung Zweifel
gehegt werden kann.

Abrechnung

Zur hinreichenden Dokumentation gehört
auch, dass die Ausführungen im Krankenblatt
zur Leistungserbringung mit denjenigen in
den Abrechnungsunterlagen übereinstim-
men. Diesbezügliche Widersprüche gehen zu
Lasten des Arztes und können zum Aus-
schluss von Honoraransprüchen sowie zu
disziplinarrechtlichen Sanktionen führen.
Entsprechend hat der Zahnarzt durch ein an-
gemessenes Kontrollsystem dafür Sorge zu
tragen, dass derartige Widersprüche nicht
auftreten. Dazu zählen neben regelmäßigen
Kontrollen und Unterweisungen des Perso-
nals zeitnahe, am besten tagtäglich vorzu-
nehmende Abgleiche der Daten des Kranken-
blatt mit denen der Abrechnung und die Fer-
tigung sogenannter Fehlerprotokolle bei Auf-
treten von Widersprüchen. 

Werden unterschiedliche Dokumentationen
geführt, ist dies zusätzlich problematisch.
Prinzipiell ist eine einheitliche Dokumenta-
tion zu fordern, die eine jederzeitige Darstel-
lung aller Behandlungsleistungen ermöglicht.
Wird aber eine handschriftliche und elektro-
nische Dokumentation geführt, ist hierbei auf
Übereinstimmung zu achten, da ansonsten
der Beweiswert der Dokumentation gegen-
seitig vernichtet bzw. vermindert wird.

Am 27. April 2002 feiert Dr. med. dent. Jür-
gen Hering (Foto), seit 12 Jahren Thüringer
Landesvorsitzender des BDK,  seinen 65. Ge-
burtstag.

Der gebürtige Zeitzer begann nach dem Abi-
tur 1955 das Studium der Zahnmedizin an
der FSU Jena, welches er 1960 mit dem
Staatsexamen erfolgreich beendete. Die an-
schließende Weiterbildung zum Fachzahnarzt
für Kieferorthopädie absolvierte er in der Kie-
ferorthopädischen Poliklinik Gera. In dieser
Zeit promovierte er zum Dr. med. dent..

Bereits 1965 wurde er zum Oberarzt, 1972
zum Chefarzt der Poliklinik für Kieferorthopä-
die am Bezirkskrankenhaus Gera berufen.
Sein umfangreiches fachliches Wissen, seine
Kollegialität und sein ihm eigener Arbeitsstil
befähigten ihn, während seiner beruflichen
Laufbahn 21 Zahnärzte zu Fachzahnärzten für
Kieferorthopädie auszubilden. Desweiteren
wurde ihm die Dozententätigkeit an der medi-
zinischen Fachschule Gera übertragen, die er
30 Jahre ausübte. In diese Zeit fällt auch sein
langjähriger Vorsitz des Prüfungsausschus-
ses für Stomatologische Schwestern und
Fachschwestern und seine Mitgliedschaft in
der zentralen Fachkommission Stomatologi-
sche Schwestern, wo ihm maßgeblich die Er-
arbeitung von Lehrplänen oblag.
In Anerkennung seiner erfolgreichen Tätig-
keit als Chefarzt der Poliklinik für Orthopädi-
sche Stomatologie wurde Dr. Jürgen Hering
in die zentrale Fachkommission Kieferortho-
pädie, in der er bis zur politischen Wende tä-
tig war, als beratender Kieferorthopäde des

Bezirksarztes und Leiter des Arbeitskreises
Orthopädische Stomatologie des Bezirkes
Gera  berufen. Unter seiner Leitung wurden
Weiterbildungsveranstaltungen und Grup-
penhospitationen auf hohem Niveau durch-
geführt, die von allen kieferorthopädisch täti-
gen Kollegen gerne besucht und auch überre-
gional geschätzt wurden. Vier seiner Weiter-
bildungsassistenten promovierten unter sei-
ner wissenschaftlichen Betreuung zum Dr.
med. mit praxisrelevanten Themen.

Seit 1990 ist Dr. Hering Vorsitzender des da-
mals neu gegründeten ersten „ostdeutschen“
Landesverbandes des Berufsverbandes der
Deutschen Kieferorthopäden (BDK) und wur-
de als erster Vertreter der neuen Bundeslän-
der in den Bundesvorstand des BDK gewählt
und mit der Leitung des Ausschusses „Neue
Bundesländer“ betraut.

Sein unermüdlicher fachlicher Einsatz wi-
derspiegelt sich auch im Wirken als Gutach-
ter, als Mitglied des kieferorthopädischen
Fachausschusses und Landesausschusses
der Zahnärzte und Krankenkassen bei der
KZV Thüringen sowie als Mitglied des Fort-
bildungsausschusses der Landeszahnärzte-
kammer und der Kammerversammlung. 

Trotz dieser bundesweiten ehrenamtlichen
Tätigkeiten ist sein höchstes Anliegen die
fachlich korrekte und nach neuesten wissen-
schaftlichen Standards ausgerichtete Be-
handlung der ihm anvertrauten Patienten. 

Über 20 Veröffentlichungen und die Publika-
tion des Lehrbuches „Orthopädische Stoma-
tologie für Fachschwestern“, welches er als
Mitautor gestaltete, sind Ausdruck seiner
wissenschaftlichen Tätigkeit.

Zu seinem Ehrentag wünschen ihm seine
Fachkollegen und Freunde alles erdenklich
Gute bei bester Gesundheit und die nötige
Kraft, die zukünftigen Aufgaben zu bewälti-
gen.

Dr. Hilmar Reinhardt
Suhl

Dipl.-Stom. Hans-Otto Vonderlind
Hildburghausen

Dr. Jürgen Hering zum 

65. Geburtstag
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Von Dr. Horst Popp

Die PAR-Referententagung der Kassenzahn-
ärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) sowie
die letzte  Jahrestagung der Deutschen Ge-
sellschaft für Parodontologie (DGP) in Lü-
beck beschäftigten sich mit dem krassen
Gegensatz zwischen dem nach gegenwärti-
gen wissenschaftlichen Erkenntnisstand vor-
handenen Anspruch an die PAR-Behandlung
und der beschränkten Realität innerhalb der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). So
zwingen die derzeit noch gültigen Richtlinien
entgegen der längst fortgeschrittenen inter-
nationalen Entwicklung zur Anwendung einer
auf die Mitte des vorigen Jahrhunderts zu-
rückgehenden Nomenklatur.

Die KZBV hat längst Konzepte zu kompletten
Neuformulierung der PAR-Richtlinien, beglei-
tet von einer umfassenden und befundbezo-
genen Vor- und Nachbehandlung einschließ-
lich der unumstrittenen finanziellen Eigenbe-
teiligung und Eigenverantwortung der Patien-
ten, vorgelegt. „Ein Zähneputzen auf Kran-
kenschein“ wird es dabei aber keinesfalls ge-
ben. In diesem Zusammenhang verwiesen
Prof. Hoffmann und Prof. Meyle  auf die Not-
wendigkeit einer differenzierteren Diagnostik
parodontaler Erkrankungen. Prof. Hoffmann
aus Dresden stellte die 1999 in Oak Brook
(USA) auf der „International Workshop for a
Classification of Periodontal Diseaases and
Conditions“ erarbeitete neue Klassifizierung
von Parodontalerkrankungen vor. Das Anlie-
gen bestand dabei in der Berücksichtigung
aktueller Erkenntnisse sowohl der Pathoge-
neseforschung als auch der Risikoanalytik
der zurückliegenden 15 Jahre.

Zu speziellen Probleme der PAR-Behandlung

innerhalb und am Rande der GKV stimmten
die Experten folgende bundeseinheitlichen
Standpunkte ab:
f Zur Begutachtung von PAR-Behandlungs-

anträgen ist die persönliche Inaugen-
scheinnahme  des Patienten unumgäng-
lich.

f Für die Effektivität der Lasertherapie im
Rahmen der PAR-Behandlung liegen bis-
her keinerlei wissenschaftlich belegbare
Gleichwertigkeitsstudien vor, somit ist im
Rahmen der GKV der Leistungsinhalt  der
P200  nicht erfüllt. Zuzahlungen für Laser-
behandlungen im Rahmen der P200 sind
nicht gerechtfertigt. Außerhalb und nach
Abschluß der P200 -Behandlung ist eine
Lasertherapie privat zu liquidieren.

f Für die PAR-Behandlung mittels Vector
wurde in wissenschaftlichen Untersu-
chungen bestätigt, dass tiefe Taschen da-
mit nicht ausreichend zugänglich sind, ein
Abtragen harter Beläge nicht gelingt und
bessere Ergebnisse gegenüber herkömm-
lichen manuellen Behandlungsmethoden
für die P 200 nicht erreicht werden kön-
nen. Somit ist der Einsatz des Vectors nur
für das Recall geeignet. Gleiches trifft auf
die alleinige Ultraschallbehandlung  der P
200 zu. 

f Schienungsbehandlungen sind im Rah-
men der PAR-Behandlung infolge des feh-
lenden adjunktiven Effektes zumeist kon-
traindiziert und daher nur in begründeten
Ausnahmefällen gerechtfertigt. 

f Die Behandlung mittels Munddusche ist
nicht indiziert. Es fehlt die wissenschaftli-
che Evidenz eines therapeutischen Effek-
tes. Der Einsatz in der zahnärztlichen Pra-
xis erscheint sowohl  aus biologischer als
auch aus wirtschaftlicher Sicht fraglich. 

f Antagonistenlose Weisheitszähne sind
entweder zu extrahieren oder mit in die
PAR-Behandlung einzubeziehen.

f Die Leistung der P 200 darf nur durch den
Zahnarzt selbst erbracht werden, lediglich
Teilleistungen sind auf entsprechend qua-
lifiziertes Personal delegierbar.  

Die gültigen PAR-Richtlinien sind seit den
70er Jahren nicht geändert und angepasst
worden. Ursache ist die vertragliche und fi-
nanzielle Misere der bestehenden GKV. Nach
aktuellem Wissensstand ist es jedoch drin-
gend notwendig, neue Richtlinien für die
PAR-Behandlung zu verabschieden. Die Prä-
vention und Mitarbeit (Eigenverantwortung)
des Patienten selbst muss dabei einen ent-
scheidenden Stellenwert erhalten.

Dr. Horst Popp ist PAR-Referent der KZV

Thüringen

Anmerkung der Redaktion: Zum Thema
PAR-Klassifikation erscheint in Kürze ein
Sonderdruck des tzb, in dem auch dieser
Beitrag enthalten sein wird.

Zahnärztliches Gutachterwesen
PAR-Behandlung unter den Bedingungen der GKV (Schluss)

Ausschreibung
Gemäß § 103 Abs. 4 SGB V wird für den
von Zulassungsbeschränkungen betrof-
fenen Zulassungsbezirk Gera-Stadt ein
Vertragszahnarztsitz in

Gera

ausgeschrieben.

Bewerbungen und Anträge an den 
Zulassungsausschuss müssen zur ord-
nungsgemäßen Bearbeitung spätestens
3 Wochen vor dem Sitzungstermin voll-
ständig in der Geschäftsstelle des Zu-
lassungsausschusses bei der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Thüringen,
Theo-Neubauer-Straße 14, 99085 Er-
furt, vorliegen. Die Sitzung ist auf den
12. 06. 2002 terminiert.

Helmboldt
Geschäftsstelle 

Zulassungsausschuss

Auf der letzten Tagung der KZV Thüringen
zum Gutachterwesen wurde eine intensive
Diskussion dazu geführt, wie unter den
Bedingungen der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) die systematische
PAR-Therapie und die prothetische Be-
handlung durchgeführt werden kann (tzb
12/2001). Das "Thüringer Zahnärzteblatt"
schließt in dieser Ausgabe die Veröffentli-
chung der dazu gehaltenen Fachvorträge
ab (tzb 2 + 3/2002). 
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Von Dr. Eric Pawlitzky

Bekanntlich ist die freiberufliche Tätigkeit von
Ärzten und Zahnärzten zum überwiegenden
Teil von der Umsatzsteuer befreit (§ 14 Nr. 14
UStG). In einem Schreiben vom 13. Februar
hat das Bundesfinanzministerium unter Be-
zugnahme auf eine EG-Richtlinie nunmehr
präzisiert, welche Leistungen nicht unter die
Umsatzsteuerbefreiung fallen. 

Im wesentlichen bezieht sich die Umsatz-
steuerpflicht auf  „nicht-therapeutische Tätig-
keiten“. Auch wissenschaftliche Veröffentli-
chungen (zum Beispiel Fachbücher) und die
dafür gezahlten Autorenhonorare sind um-
satzsteuerpflichtig. Die nebenstehende Über-
sicht enthält eine Aufzählung, aus der die Zu-
ordnung ausgewählter Tätigkeiten ersichtlich
ist. 

Kleinunternehmer 
oder nicht?

Welche Auswirkungen hat das auf die Buch-
führung und Rechnungslegung einer (zahn)-
ärztlichen Praxis? Zunächst sollten (Zahn)-
ärzte prüfen, ob sie unter die sogenannte
Kleinunternehmerbefreiung des § 19 UStG
fallen. Kleinunternehmer ist man, wenn der
der jährliche Umsatz mit umsatzsteuerpflich-
tigen Leistungen die Summe von  16 620 t
(bzw. zuvor 32 500 DM) nicht übersteigt. In
diesem Fall kann man auf die Ausweisung der
Umsatzsteuer in den Ausgangsrechnungen
verzichten. 

Die Konsequenz aus dieser Option besteht
aber auch in der Versagung des Vorsteuerab-
zuges aus Eingangsrechnungen. Was bedeu-
tet das praktisch? Erbringt ein Arzt 20 Pro-
zent seiner Leistungen als umsatzzsteuer-
pflichtige Leistungen, kann er aus seinen Ein-
gangsrechnungen ebenfalls 20 Prozent der
Vorsteuer abziehen. Vorsteuer ist diejenige
Umsatzsteuer, die der Unternehmer – hier al-
so der Arzt – an andere Unternehmen oder
Lieferanten bezahlt, zum Beispiel beim Kauf
von Verbrauchsmaterial oder bei Telefon-
und Energiekosten sowie Kosten für den
Steuerberater. Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang die in größeren Investitionen
enthaltene Umsatzsteuer. 

Umsatzsteuerpf lichtig

• Lieferung von Kontaktlinsen

• Alkoholgutachten

• Gutachten für Versicherungen als 
Grundlage für Versicherungsabschlüsse

• Gutachten zur Berufstauglichkeit oder
die Minderung der Erwerbsfähigkeit und
über das Sehvermögen (nicht jedoch
die Untersuchung der Sehkraft im Rah-
men der routinemäßigen Kontrolle beim
Augenarzt) in Sozialversicherungsange-
legenheiten, in Angelegenheiten der
Kriegsopferversorgung und in Schaden-
ersatzprozessen

• dermatologische Untersuchung von
kosmetischen Stoffen

• alle Eignungs- und Tauglichkeitsgutach-
ten, wie z. B. Führerscheingutachten,
Einstellungsgutachten, Flugscheingut-
achten, Sportboot-Führerscheine etc. 
(Wohl eher nicht dazu zählen dürften
Untersuchungen im Auftrage des Medi-
zinischen Dienstes.)

• Blutgruppenuntersuchungen 
für Vaterschaftsfeststellungen

• anthropologisch-erbbiologische 
Gutachten

•psychologische Tauglichkeitstests, die
sich ausschließlich auf die Berufsfin-
dung erstrecken

• Gutachten über die Freiheit des Trink-
wassers von Krankheitserregern

• schriftstellerische Tätigkeiten, auch sol-
che in medizinischen Fachzeitschriften

• Vortragstätigkeiten, soweit sie nicht im
Rahmen von Lehrveranstaltungen an
Universitäten und staatlichen Berufs-
schulen stattfinden

Umsatzsteuerfrei 

• alle therapeutischen Maßnahmen 
am Patienten

• gerichtsmedizinische und pathologische
Gutachten

• pharmakologische Gutachten eines Arz-
tes über die Wirkung von Medikamen-
ten beim Menschen (auch wenn diese
Tätigkeit nicht unmittelbar therapeuti-
schen Zwecken dient)

• sportärztliche Gutachtertätigkeit

• Untersuchung von Körperflüssigkeiten

• Impfungen

• Reihenuntersuchungen

• Anpassung von Kontaktlinsen 
(aber nicht deren Verkauf!)

Ärztliche Therapie ohne Mehrwertsteuer
Rund um die Umsatzsteuerpf licht bei Ärzten und Zahnärzten
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Dazu ein Beispiel: Ein Arzt kauft im Jahre
2001 eine Behandlungseinheit für  116 000 t
(100 000 t plus 16 Prozent Umsatzsteu-er).
Er realisiert bei einem Gesamtumsatz von
500 000 t einen Anteil von 100 000 t netto
an umsatzsteuerpflichtigen Leistungen. Da-
für muss er die er in seinen Honorarrechnun-
gen auch Umsatzsteuer ausweisen, da die
Kleinunternehmergrenze überschritten wird.
Die auf die 100 000 t auszuweisenden 
16 000 t Umsatzsteuer schuldet der Arzt
dem Finanzamt, das heißt, sie wären für ihn
ein „durchlaufender Posten“: nach dem Zah-
lungseingang von den Patienten bzw. Auf-
traggebern hat er die Umsatzsteuer nach 
Abgabe einer Umsatzsteuervoranmeldung an
das Finanzamt abzuführen. Da der Arzt aber
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, kann er
aus den Eingangsrechnungen anteilig die
Vorsteuer ziehen. Er kann also 20 Prozent der
in den Kosten für die Behandlungseinheit 
enthaltenen Vorsteuer gegen seine eigene
Umsatzsteuerschuld aufrechnen – 20 Pro-
zent deshalb, weil er nur 20 Prozent seines
Gesamtumsatzes mit umsatzsteuerpflichti-
gen Umsätzen realisiert hat. Er hat also einen
Vorsteuererstattungsanspruch von  3200 t

und führt deshalb an das Finanzamt insge-
samt nur einen Betrag von  12 800 t an Um-
satzsteuer ab. 

Vorsteuer ist 
Durchlaufposten

Wenn der Arzt die steuerpflichtigen Umsätze
mit Partnern aus der Industrie realisiert, zum
Beispiel in Gestalt von Gutachten für die Kos-
metikindustrie, führt die Ausweisung von
Umsatzsteuer in seinen Honorarrechnungen
als Aufschlag auf das Netto-Honorar nicht zu
einer Verschlechterung der Marktposition.
Grund: Auch der Auftraggeber aus der Indu-
strie ist in der Regel selbst zum Vorsteuerab-
zug berechtigt. Für ihn ist also die Umsatz-
steuer in der Rechnung des Arztes auch nur
ein durchlaufender Posten. 

In den sauren Apfel beißen lediglich Privat-

personen als Rechnungsadressaten (zum
Beispiel bei Vaterschaftsgutachten), denn
diese haben bekanntlich keine Vorsteuer-
abzugsberechtigung und müssen die kom-
plette Honorarrechnung mit Umsatzsteuer-
ausweis hinnehmen. Ebenso betroffen sind
Institutionen wie Universitäten oder Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, die – da sie
in der Regel von der Umsatzsteuer befreit
sind oder nur sehr selten selbst umsatzsteu-
erpflichtige Leistungen erbringen – ebenfalls
Vorsteuern nicht abziehen können.

Praktische Tipps 

Einige Tipps zur praktischen Verfahrenswei-
se: Ärzte sollten überschlagen, ob sie die
Kleinunternehmergrenze von 16 620 t mit
umsatzsteuerpflichtigen Leistungen jährlich
überschreiten werden. Umsatzsteuerpflichtig
sind sie sofort, wenn sie diese Umsatzgrenze
im vergangenen Jahr überschritten haben
und zugleich absehbar ist, dass sie im laufen-
den Jahr mehr als  50 000 t Umsatz machen
werden. Trifft dies zu, muss die Umsatzsteu-
er in allen relevanten Ausgangsrechnungen
ausgewiesen werden. Gleichzeitig sollte man
zukünftig darauf achten, dass in Rechnun-
gen von mehr als 100 t netto die Umsatz-
steuer offen ausgewiesen ist. Außerdem
muss bei Rechnungen ab dieser Höhe eine
korrekte Rechnungsadresse ausgewiesen
sein. Wenn das versäumt wird, ist der Vor-
steuerabzug nicht möglich. Bei niedrigeren
Rechnungsbeträgen genügt die Angabe des
Prozentsatzes der in der Summe enthaltenen
Umsatzsteuer. 

Auch wenn man „Kleinunternehmer“ im Sin-
ne des § 19 UStG ist, wäre zu überlegen, ob
nicht dennoch eine Option zur Umsatzsteuer-
pflicht sinnvoll sein kann. Schließlich ist der
Vorsteuerabzug bei großen Investitionen at-
traktiv und der Ausweis von Umsatzsteuer für
Auftraggeber ohnehin kein Problem, da diese
selbst zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.
Dann sollte man sich unbedingt fachlichen
Rat bei einem Steuerberater holen. Proble-

matisch ist nämlich der Umstand, dass man
sich für fünf Jahre an den einmal erklärten
Verzicht auf die Inanspruchnahme der „Klein-
unternehmerbefreiung“ bindet. Es muss also
überlegt werden, ob Vorsteuererstattungsan-
sprüche wirklich in der erwarteten Höhe ein-
treten, es muss abgewogen werden, ob sich
die eigene Marktposition durch die „Erhö-
hung der Preise“ in Gestalt der aufzuschla-
genden Umsatzsteuer verschlechtert und es
sollte auch der Mehraufwand bei der buch-
halterischen Behandlung der Umsatzsteuer
ins Kalkül gezogen werden.

Steuerberater 
empfiehlt sich

Wer umsatzsteuerpflichtig ist bzw. auf die
Kleinunternehmerbefreiung verzichtet, muss
darauf achten, in den betroffenen Rechnun-
gen auch tatsächlich Umsatzsteuer auszu-
weisen, damit der Vorsteuerabzug möglich
ist. Die exakten Angaben sollte der Steuerbe-
rater bei der laufenden Buchhaltung kontrol-
lieren und dann auch die meist quartalswei-
se abzugebenden Umsatzsteuervoranmel-
dungen erstellen. Dann ist auch die Anferti-
gung der Umsatzsteuerjahreserklärung nicht
mehr schwierig.

Was ist zu tun, wenn man in der Vergangen-
heit trotz Überschreitung der Kleinunter-
nehmergrenzen (und damit bestehender Um-
satzsteuerpflicht) keine Umsatzsteuererklä-
rungen abgegeben hat? Sofern die Steuer-
schulden nicht bereits verjährt sind, kann es
dann sinnvoll sein, unter Beiziehung eines
Fachmanns die Steuererklärungen nachzuho-
len oder gegebenenfalls sogar eine Selbstan-
zeige erstellen zu lassen. Hat  man die Steuer
fahrlässig nicht abgeführt bzw. fälschlicher-
weise nicht ausgewiesen, kann man mit einer
Selbstanzeige Straffreiheit bei den Finanzbe-
hörden erreichen.

Der Autor ist Rechtsanwalt 

und Geschäftsführer einer 

Steuerberatungsgesellschaft 

Ungültig

Die Landeszahnärztekammer Thüringen
erklärt den Mitgliedsausweis

08022 (Inhaber Dr. Martin Scheide)

wegen Diebstahls
für ungültig.

Der Vorstand der LZKTh hat folgenden Arzt
für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie, zu-
sätzlich zu den bisher ermächtigten, die Er-
mächtigung zur Weiterbildung auf dem Ge-
biet „Oralchirurgie“ erteilt:
(anzurechnende Weiterbildungszeit bis zu 1

Jahr je Weiterbildungsassistent)

Ermächtigter ZA: Dr. med. Jörg Epstude
WB-Einrichtung: Eichendorffstr. 17

07318 Saalfeld
Ermächtigungsbeginn: 13.03.2002

Ermächtigung zur Weiterbildung auf dem Gebiet
„Oralchirurgie“
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Von Dr. Olaf Brodersen

Kürzlich ist das Gesetz über den elektroni-
schen Geschäftsverkehr (in Kraft getreten.
Damit wird insbesondere das Teledienstge-
setz (TDG) vom 22. Juli 1997 geändert. Die-
ses Gesetz regelt Informationspflichten für
Anbieter von Teledienstleistungen, wozu das
Gesetz schon die bloße Präsentation von
Dienstleistungen im Internet zählt.

Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtli-
nie 2000/31/EG, der sogenannten E-Com-
merce-Richtlinie. Die Bundeszahnärztekam-
mer wie auch der Zahnärztliche Verbindungs-
ausschuss hatten sich bei den Beratungen
zur E-Commerce-Richtlinie im Jahre 1999
ausdrücklich gegen eine Einbeziehung der
Zahnärzteschaft in diese Richtlinie ausge-
sprochen. Dabei wurde deutlich gemacht,
dass hier Differenzierungen zwischen den
freien Berufen vorzunehmen sind. Während
etwa Anwälte durchaus ihre anwaltliche
Dienstleistung auf elektronischem Wege er-
bringen können, ist dies Ärzten und Zahnärz-
ten eben nicht möglich. Dieser Gedanke
kommt in dem Erwägungsgrund Nr. 18 am
Ende der E-Commerce-Richtlinie zum Aus-
druck. Dort heißt es, „ärztlicher Rat mit einer
erforderlichen körperlichen Untersuchung ei-
nes Patienten, sind keine Dienste der Infor-
mationsgesellschaft“.

Das Teledienstgesetz stellt nun allerdings
nicht darauf ab, dass ein Teledienst die zahn-
ärztliche Beratung sei, sondern sieht einen
Teledienst schon bei der „Verbreitung von 
Informationen über Waren und Dienstleis-
tungsangebote“ als gegeben an, so die Defi-
nition in § 2 Abs. 2 Nr. 2 TDG. Die Bundes-
zahnärztekammer hat im Vorfeld mit dem zu-
ständigen Bundesjustizministerium und die-
ses wiederum mit dem Bundeswirtschaftsmi-
nisterium erörtert, inwieweit das Gesetz auf
die Präsentation des Zahnarztes im Internet
anzuwenden ist. Dabei wurde auf den Ge-
sichtspunkt, dass im Regelfall keine zahn-
ärztliche Dienstleistung per Internet erfolgen
kann, hingewiesen. Das Ministerium hat zwar
zu erkennen gegeben, dass die Bedeutung
des Teledienstgesetzes im zahnärztlichen Be-
reich anders zu beurteilen sei als etwa bei
den Rechtsanwälten, sah sich jedoch auf

Grund der Vorgaben in der EU-Richtlinie
nicht in der Lage, die Zahnärzte vom Gel-
tungsbereich des Gesetzes auszunehmen.

Es gilt also, dass das Kriterium des Teledien-
stes schon dadurch erfüllt ist, dass ein Zahn-
arzt seine Homepage ins Internet stellt und
damit über das Internet seine Dienstleistun-
gen als Zahnarzt anbietet. Darauf, dass er
keine Dienstleistungen per Internet erbringt,
kommt es nicht mehr an. Liegt danach ein Te-
ledienst vor, so treffen Dienstanbieter nach 
§ 6 TDG bestimmte Informationspflichten. In
den Ziffern 1 und 2 wird die Angabe von 
Namen, Anschrift und E-Mail-Adresse ge-
fordert. Soweit eine Umsatzsteueridentifi-
kationsnummer vorhanden ist, ist diese nach
Ziffer 6 anzugeben.

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs
(Bundestagsdrucksache 14/6098 Seite 21)
fallen die Freien Berufe unter die weiteren In-
formationspflichten nach der Ziffer 5. Dies ist
insofern nicht ganz verständlich, weil sich
das Gesetz auf die unter die Allgemeine
Richtlinie 89/48 über die Anerkennung von
Diplomen fallenden Berufe bezieht, während
für den Zahnarzt die sektoralen Richtlinien
78/686 und 78/687 gelten.

Da jedoch in der Begründung ausdrücklich
von Zahnärzten wie auch Ärzten die Rede ist,
müssen künftig auch die in § 6 Nr. 5 a) bis c)
aufgeführten Informationen gegeben werden:

f die Kammer, welcher die Dienstanbieter
angehören 

f die gesetzliche Berufsbezeichnung und
den Staat, in dem die Berufsbezeichnung
verliehen  worden ist

f die Bezeichnung der berufsrechtlichen
Regelungen und dazu, wie diese zugäng-
lich sind

Diese Informationen müssen laut TDG „leicht
erkennbar, unmittelbar erreichbar und stän-
dig verfügbar“ gehalten werden. Das Gesetz
fordert bei einer Tätigkeit, die der behörd-
lichen Zulassung bedarf, Angaben zur zu-
ständigen Aufsichtsbehörde. Was genau un-
ter einer „behördlichen Zulassung“ zu verste-

hen ist, sagen Gesetz und Begründung nicht
genau. Bei Vertragszahnärzten könnte daran
gedacht werden, die KZV-Zulassung als be-
hördliche Zulassung anzusehen, so dass ne-
ben der Kammer nach § 6 Nr. 5 a) auch die
KZV nach § 6 Nr. 3 möglicherweise angege-
ben werden müsste.

Weiter ist nach Auffassung der Bundeszah-
närztekammer nicht eindeutig, was unter
„berufsrechtlichen Regelungen“ nach § 6 Nr.
5 c) zu verstehen ist. Nach der Begründung
sind dies „alle rechtlich verbindlichen Nor-
men, insbesondere Gesetze und Satzungen,
die die Voraussetzungen für die Ausübung
des Berufs oder die Führung des Titels sowie
ggf. die spezifischen Pflichten der Berufs-
angehörigen regeln“. Für den Rechtsanwalt
werden die Bundesrechtsanwaltsordnung,
die Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung
und die Berufsordnung für Rechtsanwälte
genannt. Nach der Begründung ist es ausrei-
chend, bei Vorschriften die Fundstelle im
Bundesgesetzblatt oder einer anderen öffent-
lich zugänglichen Sammlung, auch in elek-
tronischer Form, zu nennen oder einen Link
auf Sammlungen im Netz, z. B. von den Kam-
mern der Freien Berufe vorzusehen. Auch
hierdurch ist nicht eindeutig geklärt, welche
Vorschriften der Zahnarzt anzugeben hat.
Entsprechend dem Beispiel zu den Rechtsan-
wälten kämen das Zahnheilkundegesetz, die
Gebührenordnung für Zahnärzte und die Be-
rufsordnung in Betracht. Erstere könnten mit
der Fundstelle im Bundesgesetzblatt angege-
ben werden (ZHG: BGBl. I 1952, S. 1225;
GOZ; BGBl. I 1987, S. 2316). Um das Gesetz
vollständig zu erfüllen, müssten dann aller-
dings eigentlich sämtliche Fundstellen der
Änderungen ebenfalls angegeben werden. Al-
ternativ könnten die Zahnärzte auf ihre Inter-
netseiten oder die Internetseiten der Bundes-
zahnärztekammer verweisen bzw. einen Link
vorsehen. Die Bundeszahnärztekammer hat
das Zahnheilkundegesetz und die GOZ in das
Internet eingestellt. Die LZKTh wird die Be-
rufsordnung ins Internet stellen. Allerdings
birgt der Verweis auf eine andere Internet-
seite die Gefahr, dass das Kriterium der stän-
digen Verfügbarkeit nicht gegeben ist, etwa
wenn die Internetseite der Kammer nicht er-
reichbar ist. Fraglich ist, ob auch die GKV-Re-
gelungen, wie etwa der BEMA, eingegeben

Auch eine Homepage nicht ohne Vorschriften
Neues Gesetz regelt Rahmenbedingungen für den elektronischen Geschäftsverkehr 

4/02  05.04.2002  12:51 Uhr  Seite 20



21LZKThtzb 04|2002

Pflichtangaben Erklärung

Name

Anschrift

E-Mail-Adresse

Berufsbezeichnung Zahnarzt bzw. Zahnärztin

Berufsbezeichnung Hier müsste nach unserer Auffassung der Staat aufgeführt 
verleihender Staat werden, in dem der  Zahnarzt seine Approbation erworben, un-

abhängig davon, dass sie etwa in Deutschland auf Grund der
EU-Richtlinie anerkannt wird.

Kammer Im Hinblick auf einen möglichen Link etwa zur Berufsordnung
könnte auch gleich ein Link auf die Internetseiten der  Kam-
mer, die die weiteren Kommunikationsnummern enthalten,
vorgesehen werden.

Berufsrechtliche Zahnheilkundegesetz, GOZ und Berufsordnung; Angabe der

Regelungen Fundstelle bei  ZHG und GOZ möglich, sonst Link auf die Inter-
netseite der Kammer oder der BZÄK (für ZHG und GOZ).

Umsatzsteuer- soweit der Zahnarzt umsatzsteuerpflichtig ist und eine Um-

identifikationsnummer satzsteueridentifikationsnummer hat, muss auch diese ange-
geben werden.

werden müssen. Dies könnte unter Hinweis
darauf, dass  die Zahlungen nicht vom Pa-
tienten geleistet werden, verneint werden.
Demnach bestehen nach dem derzeitigen
Kenntnisstand folgende Pflichtangaben nach
dem Teledienstgesetz (siehe nebenstehende
Darstellung).

Verstöße gegen das Teledienstgesetz sind
gem. § 12 TDG eine Ordnungswidrigkeit und
können mit einer Geldbuße bis zu 50 000 t
geahndet werden. 

Da eine solche Geldbuße von der in Thürin-
gen zuständigen Stelle verhängt würde, wird
die Landeszahnärztekammer Thüringen mit
dieser eine Klärung hinsichtlich der nicht ein-
deutigen Pflichtangaben herbeiführen. Des
weiteren werden auf den Internetseiten der
LZKTh alle in der Tabelle genannten Angaben
in nächster Zeit zur Verfügung gestellt wer-
den. Durch die Entwicklung eines Buttons
wird die LZKTh die einfache Einbindung auf
Ihre Internetseite unterstützen. 

Bei Rückfragen: 
Dr. Brodersen, � 0361/7432-115 oder 
E-Mail: webmaster@lzkth.de.

Erfurt (tzb). Mit Jahresbeginn ist durch die
Einführung des §48 ff EStG die sogenannte
Bauabzugssteuer in Kraft getreten. Diese
Vorschrift macht unter anderem alle Kam-
mern und Zahnärzte zu Hilfsbeamten der Fi-
nanzverwaltung. Grund: Bei der Beauftra-
gung von Bauhandwerkern muss der Bauherr
von dem geschuldeten Entgelt einen Betrag
von 15 Prozent abziehen und direkt an das Fi-
nanzamt überweisen. Damit will die Finanz-
verwaltung die Schwarzarbeit bekämpfen.
Die Neuregelung gilt auch für Zahnärzte oder
eine Kammer, wenn diese Handwerker mit
Renovierungen oder Umbauten in der Praxis
oder im Kammergebäude beauftragen. Dar-
auf weist die Bundeszahnärztekammer
(BZÄK) hin. Schließlich sind in diesem Fall
der Zahnarzt oder die Kammer Bauherr. Die
die wichtigsten Punkte dieser neuen Vor-
schrift hat die BZÄK zusammengestellt. 

Zum Abzug der Bauabzugssteuer verpflichtet
ist demnach der Empfänger der Bauleistung,

wenn es sich bei ihm um eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts oder einen
Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuer-
rechts (§ 2 UStG) handelt.

Auch für KZV 
und Kammer

Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuer-
rechts ist jede Person, wenn sie nachhaltig
eine gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit
zur Erzielung von Einnahmen ausübt. Damit
ist klar, dass Zahnärzte, Hausvermieter und
überhaupt jeder Kleinunternehmer, egal ob er
steuerfreie oder steuerpflichtige Einnahmen
erzielt, die Bauabzugssteuer einzubehalten
und abzuführen hat. Aber auch die Kammern
und KZV als juristische Personen des öffent-
lichen Rechts sind zur Einbehaltung der Bau-
abzugssteuer verpflichtet. Lediglich Privat-
leute, die an ihrem selbstgenutzten Einfami-
lienhaus Baumaßnahmen durchführen, sind
von der Bauabzugssteuer befreit.

Zu den abzugspflichtigen Bauleistungen
rechnen alle Maßnahmen, die der Herstel-
lung, Instandsetzung oder -haltung, Ände-
rung oder Beseitigung von Bauwerken die-
nen. Eine Bauleistung liegt immer dann vor,
wenn an dem Gebäude bzw. den Räumen
eine Verbesserung, Erweiterung oder Erhal-
tung der Substanz erfolgt. Damit dürfte der
Einbau eines neuen Fußbodens wohl unter
die Abzugsverpflichtung fallen, nicht aber der
Austausch eines verschlissenen Teppichs
oder die Tapezierung der Räume. Nach den
Ausführungen der Finanzverwaltung sollen
aber auch Einbauten, die fest mit dem Ge-
bäude verbunden sind, unter die Abzugs-
pflicht fallen. Extra genannt werden die Ein-
bauküchen und die Ladeneinbauten. Die Fi-
nanzverwaltung scheint damit den Umfang
der abzugspflichtigen Bauleistungen sehr
weit zu fassen.

Der Steuerabzug beträgt 15 Prozent des
Brutto-Rechnungsbetrages.

Wenn der Zahnarzt bauen lässt
Bei Umbauten in der Praxis muss seit kurzem Bauabzugssteuer abgeführt werden
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Beispiel: Renovierung der Mieträume 

Kosten 10 000 t
zzgl. 16% Ust. 1600  t
Bemessungsgrundlage 11 600 t
15% Bauabzugssteuer 1740,00 t

Die Bauabzugssteuer muss vom Auftragge-
ber einbehalten werden und bis zum 10. Tag
nach Ablauf des Monats, in dem die Rech-
nung (auch Teilrechnungsbeträge) zu 85 Pro-
zent bezahlt worden ist, an Finanzamt abge-
führt werden – und zwar an jenes, das für den
Handwerker zuständig ist. Der Auftraggeber
ist verpflichtet, mit dem Handwerker über

den einbehaltenen Steuerabzug abzurechnen.
Die Abrechnung muss folgende Angaben ent-
halten: 

f Name und Anschrift des Handwerkers, 
f Rechnungsbetrag- und datum,
f Zahltag,
f Höhe des Steuerabzugs
f das Finanzamt, bei dem der Abzugsbetrag

angemeldet worden ist

Der Abzugsbetrag wird später vom Finanz-
amt mit der Steuerschuld des Handwerkers
verrechnet.

Die Bauabzugssteuer entfällt dann, wenn
Bauleistungen unter der Bagatellgrenze von
5000 Euro, die der Handwerker für einen Auf-
traggeber im laufenden Kalenderjahr er-
bringt, liegen. Sie entfällt auch dann, wenn
die Freistellungsbescheinigung des Hand-
werkers vorgelegt wird. Diese Freistellungs-
bescheinigung erhält der Handwerker von
seinem zuständigen Finanzamt, falls er seine
steuerlichen  Pflichten in der Vergangenheit
stets erfüllt hat. Der Antrag bedarf keiner be-
sonderen Form.  Die Freistellungsbescheini-
gung ist dem Auftraggeber dann jeweils in
Kopie auszuhändigen.

Von Dr. Gisela Brodersen

Der § 5 GOZ „Bemessen der Gebühren“ bietet
für den Zahnarzt noch viel Gestaltungsspiel-
raum bei der Abrechnung. Leider scheinen
jedoch nach wie vor viele Zahnärzte – und es
sind dies schätzungsweise 76 Prozent – bei
ihren Liquidationen nach der GOZ nur den
2,3fachen Steigerungssatzsatz zu kennen. Es
muss sich schon die Frage gestellt werden,
ob eine solche Gestaltung der Liquidation
überhaupt den Anforderungen der GOZ ent-
spricht?

Die GOZ schreibt im § 5 Abs. 2 vor: „Inner-
halb des Gebührenrahmens sind die Gebüh-
ren unter Berücksichtigung der Schwierigkeit
und des Zeitaufwandes der einzelnen Leis-
tungen sowie der Umstände bei der Ausfüh-
rung nach billigem Ermessen zu bestimmen.
Die Schwierigkeit der einzelnen Leistung
kann auch durch die Schwierigkeit des
Krankheitsfalles begründet sein. Bemes-
sungskriterien, die bereits in der Leistungs-
beschreibung berücksichtigt worden sind,
haben hierbei außer Betracht zu bleiben. In
der Regel darf eine Gebühr nur zwischen dem
Einfachen und dem 2,3fachen des Gebühren-
satzes bemessen werden; ein Überschreiten
des 2,3fachen des Gebührensatzes ist nur 
zulässig, wenn Besonderheiten der in Satz 1
genannten Bemessungskriterien die rechtfer-
tigen.“

Der Verordnungstext verlangt also vom
Zahnarzt eine Bemessung seiner erbrachten
Leistungen nach festgelegten Bemessungs-
kriterien. Das sind

f die Schwierigkeit der erbrachten Leistung,
wobei auch die Schwierigkeit des Krank-
heitsfalles zu berücksichtigen ist

f der Zeitaufwand zur Erbringung der Leis-
tung 

f die Umstände bei der Ausführung der
Leistung.

Die Bemessung ist nicht als Möglichkeit zu
verstehen,  sondern als Pflicht. Die Ermes-
sensausübung nach § 5 Abs. 2 muss erfol-
gen.

Was unter Ermessen zu verstehen ist, sagt
das BGB in § 315. Soll nämlich eine Leistung
durch einen Vertragschließenden bestimmt
werden, so ist im Zweifel anzunehmen, dass
die Bestimmung nach billigem Ermessen
(siehe Formulierung in § 5 Abs. 2) zu treffen
ist. Somit ist die Bestimmung nur dann für
den anderen Teil, nämlich dem Patienten,
verbindlich, wenn sie auch der Billigkeit ent-
spricht.

Somit hat ein Zahnarzt bei Ausübung seines
Ermessens bei jeder einzelnen Position an-

hand der Kriterien nach § 5 Abs. 2 die Höhe
der Gebühren zu bestimmen und zwar unter
Berücksichtigung der bereits genannten Be-
messungskriterien. Die Folge ist, dass eine
nur mit dem Steigerungsfaktor 2,3 ausge-
stattete Rechnung für alle Positionen vor Ge-
richt nicht standhält, weil der Richter nämlich
fragen würde, wo das Ermessen geblieben
sei. Der Patient wiederum brauchte keine
Zahlung zu leisten, da er durch eine solche
Rechnung nicht in Verzug gerät, weil es eben
an der Ermessensausübung mangelt.

Auf den geschilderten Tatbestand hebt das
Amtgericht Hamburg in seiner Entscheidung
vom 23. Februar 2000 (A7 6 C 501/99) ab.
Nach Ansicht des Gerichtes lässt die aus-
schließliche Anwendung des 2,3fachen Stei-
gerungssatzes nicht auf ein einzelfallspezi-
fisch ausgeübtes Ermessen schließen und
kommt zu dem Schluss, dass „... die gesamte
Rechnung mit durchgängigem Steigerungs-
faktor 2,3 ... aus den genannten Gründen
nicht zur Zahlung fällig...“ war.

Die Landeszahnärztekammer Thüringen
muss wegen des geschilderten Sachver-
haltes eine von Patientenseite mit der Bitte
um Prüfung auf gebührenrechtliche Richtig-
keit vorgelegte Rechnung mit einem durch-
gängigen Steigerungsfaktor als nicht verord-
nungskonform zurückweisen.

Bemessen der zahnärztlichen Leistung
Hinweise der Landeszahnärztekammer zur Privatliquidation 
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Einleitung

Doppelkronen haben sich als Verbindungs-
element zwischen abnehmbarem Zahnersatz
und Restzahnbestand in der partiellen Pro-
thetik bereits seit vielen Jahren bewährt (Ger-

net et al. 1988, Kerschbaum 1987, Lehmann
1991, Lehmann 1996, Starr 1986). Das Indi-
kationsgebiet erstreckt sich von Versorgun-
gen mit rein parodontaler Abstützung auf na-
türlichen und künstlichen Pfeilern in Form
von abnehmbaren Brücken über Versorgun-

Wachsende Ansprüche und ein gesteiger-

tes Qualitätsbewusstsein unserer Patien-

ten zwingen bei der Anfertigung von

Zahnersatz zur ständigen Weiterentwick-

lung bereits bewährter Verfahren. So

wird Kunststoff für die Verblendung von

Teleskopprothesen trotz seiner Nach-

teile, wie Tendenz zur Verfärbung und

mangelnde Abrasionsfestigkeit, bereits

seit vielen Jahren als Mittel der Wahl

angesehen. Um auch langfristig höchsten

ästhetischen und funktionellen An-

sprüchen gerecht zu werden und gleich-

zeitig die Vorteile der Doppelkronen-

technik zu nutzen, stellt die keramische

Verblendung des abnehmbarem Zahner-

satzes aufgrund neuerer Erkenntnisse

einer Longitudinalstudie bei richtiger In-

dikationsstellung und Verarbeitung eine

interessante Alternative dar. Mit der Ein-

beziehung der Intermediären-Galvano-

kronen-Technik ist vor allem in der Ver-

sorgung von Implantaten die Möglichkeit

geschaffen, eine spannungsfreie Ankop-

pelung des Sekundärgerüst an die künst-

lichen Pfeiler zu garantieren und so auch

langfristig den Behandlungserfolg zu ge-

währleisten.

Abb 1: Komfortbetonte gaumenfreie Hybridprothese im stark reduzierten Restgebiss.
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Abb 2a,b: Extremer Leichtbau durch die Verwendung eines skelettierten Modellgussgerüstes (siehe auch Abb. 8) und Galvano-Außen-

teleskope. 

Abb 3a,b: Die F3-Furkationsbeteiligung der beiden Molaren macht mittelfristig eine Erweiterungsfähigkeit des Zahnersatzes not-

wendig. Auch hier bringt die Kombination von hochpräzisen aber leichten Galvano-Außenteleskopen und eines Targis-Vectris-Gerü-

stes eine deutliche Gewichtsersparung.

gen mit parodontaler-gingivaler Lagerung im
reduzierten Restgebiss bis hin zu teleskopie-
rend verankerten Zahnersatz mit Resilienz-
ausgleich (Abb. 1). Die Übergänge zur Hy-
brid-, Total- und Implantatprothetik sind da-
bei oft fließend (Besimo 1994, Böttger 1969,
Gernet 1983, Hofmann 1973, Marxkors
1984) (Abb. 2a, b). Ein Hauptvorteil von Dop-
pelkronensystemen liegt in der Erweiterbar-
keit, der die Planung von Zahnersatz insbe-
sondere bei fraglicher parodontaler Wertig-
keit der Pfeilerzähne zu einem wirtschaftlich
kalkulierbaren Risiko macht (Abb. 3a,b). Wei-
tere Vorteile wie optimale Hygienefähigkeit
und axiale Belastung der Pfeiler sowie die
Möglichkeit, neuere Gedanken zum Thema
Mono-Metall-Versorgung in diese Therapie-
form mit einfließen lassen zu können (Leh-
mann 1996, Lenz 1993, Reuling 1992), seien
an dieser Stelle nur kurz erwähnt. Nicht zu-
letzt durch die erfolgreiche Entwicklung auf
dem Gebiet der Implantologie wird der tele-
skopierende Zahnersatz als bewährtes und
risikoarmes Verfahren mit breitem Einsatzbe-

reich auch in Zukunft einen hohen Stellen-
wert in der modernen Zahnheilkunde behal-
ten. Neben den genannten Vorteilen ergeben
sich bei der Doppelkronentechnik auch eine
Reihe konstruktionsbedingter Nachteile. 

Verblendungsmaterialien
für teleskopierende 
Sekundärgerüste

Kunststoff ist aufgrund seiner Material- und
Verarbeitungseigenschaften für die Verblen-
dung sichtbarer Areale bei Teleskoppro-
thesen als Mittel der Wahl anzusehen (Hof-
mann 1980). Die Umstellung der Verblend-
materialien von Heiß- und Kaltpolymerisaten
auf lichthärtende Kunststoffe sowie die Ein-
führung der sogenannten Polygläser führte
zu einer komfortableren und schnelleren Her-
stellung der Verblendungen. Durch die Mög-
lichkeit der individuellen Schichttechnik ver-
besserte sich zumindest kurzfristig zudem
auch der ästhetische Aspekt. Aufgrund der
mangelnden Stabilität der für die Lichthär-

tung verantwortlichen chemischen Verbin-
dungen sowie den damit verbundenen ge-
stiegenen Anforderungen an die Zahntechnik
bezüglich der Politur der Oberfläche kann je-
doch die Farbkonstanz mittel- und langfristig
problematisch sein. Die Plaqueanfälligkeit
sowie die Notwendigkeit der Aufarbeitung
von sich verfärbenden Verblendungen nahm
deutlich zu (Lückerath 1997, Weber 1997).

Im Gegensatz dazu werden keramische Ver-
blendungen vor allem in der Kronen- und
Brückenprothetik auch langfristig höchsten
ästhetischen Ansprüchen gerecht (Abb. 4).
Die Kombination einer präprothetischen
Weichgewebskonditionierung, einer präzisen
Präparations- und Abdrucktechnik, der ge-
nauen Bestimmung der dreidimensionalen
Unterkieferposition und die keramische Ver-
blendung des Sekundärgerüstes unter Be-
rücksichtigung protektiver Okklusionskon-
zepte stellt dagegen eine Möglichkeit dar, die
konventionellen Vorteile des teleskopieren-
den Zahnersatzes mit den Vorzügen einer
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auch langfristig ästhetisch anspruchsvollen
Versorgung zu verbinden. Die keramische
Verblendung von Sekundärgerüsten erfor-
dert dabei von Seiten des Zahnarztes und des
zahntechnischen Labors ein hohes Maß an
Sorgfalt bei der Planung und Herstellung
(Abb.5 a–d). 

Es versteht sich von selbst, dass der Patient
dabei genauestens über die tägliche Pflege
und optische Kontrolle instruiert wird, um
sich so, auch unter dem Aspekt des „Werter-
haltes“, der Bedeutung seiner eigenen Ver-
antwortung für den langfristigen Erhalt sei-
nes Zahnersatzes bewusst zu sein. Darüber
hinaus ist die genaue Instruktion über das
Einsetzen und Herausnehmen der Versor-
gung aus dem Munde obligat. Forcierte ein-
seitige Kraftanwendungen zur Lösung des
abnehmbaren Zahnersatzes mit starken Abb 4: Detail einer galvanokeramischen Totalrehabilitation.

Abb. 5a: Restzahnbestand nach Parodontaltherapie. 

Abb 5b: Da die ästhetisch anspruchsvolle Patientin keine Implan-

tation wünschte wurde ein kemisch verblendeter konuskronen-

gestützter abnehmbarer Zahnersatz eingegliedert.

Abb. 5c: Detail der Frontzahnästhetik. 

Abb 5d: Primärgerüst, Sekundärgerüst und die keramische Ver-

blendungen müssen untergebracht werden. Eine primäre Paral-

lelität der präparierten Pfeiler ist unbedingte Vorrausetzung für

ein gutes ästhetisches Ergebnis.
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Scherbelastungen sind zu vermeiden.

Spannungsfreie 
Ankoppelung des 
Sekundärgerüstes

Bei der keramischen Verblendung des Se-
kundärgerüstes ist auf eine spannungsfreie
aber gleichzeitig genaue Ankoppelung an die
natürlichen (Restbezahnung) oder künst-
lichen (Implantate) Pfeiler zu achten, um
Scherkräften vorzubeugen, die Abplatzungs-
gefahr der Keramik zu minimieren und damit
die Überlebensprognose der hochwertigen
Versorgung zu verbessern. Dies gilt insbe-
sondere für die Implantatprothetik, wo der
parodontale Toleranzbereich bei der Ankopp-
lung umfangreicher Sekundärkonstruktionen
durch die Ankylose osseointegrierter Implan-
tate fehlt (Abb. 6a–c). Einen funktionierenden
und dabei gleichzeitig das Knochen-Interface

oder andere Befestigungselemente nicht be-
lastenden frikativen und hochpräzisen An-
kopplungsmechanismus stellt die soge-
nannte Intermediäre-Galvano-Krone (IGK)
dar (Abb. 7). Durch die Interposition der 
0,15–0,2 Millimeter dicken, galvanotech-
nisch hergestellten Feingoldkappe wird einer-
seits die hochpräzise Ankopplung an das Pri-
märgerüst (Innenteleskop) garantiert. Ande-
rerseits werden systembedingte Verfahrens-
fehler in der techniksensitiven Teleskoptech-
nik und die daraus resultierenden Spannun-
gen in der Sekundärkonstruktion durch die
bewusste Einarbeitung einer Spielpassung
zwischen der Intermediären-Galvano-Krone
(IGK) und der Tertiärkonstruktion umgangen
(Abb. 8). Bei Eingliederung der fertigen Arbeit
können die Intermediären-Galvano-Kronen
im Mund des Patienten unter Elimination
werkstoffkundlicher oder verarbeitungstech-
ischer Fehler spannungsfrei in die Sekundär-

konstruktion eingeklebt werden.

Klinische Empfehlungen

Nach genauer klinischer Befunderhebung so-
wie dem Ausschluss von funktionellen Stö-
rungen des Patienten sollte bei der Planung
des Behandlungsablaufes abgewägt werden,
ob die Austestung einer neuen Unterkieferpo-
sition über Aufbissbehelfe, Langzeitprovis-
orien und/oder Interimsprothesen indiziert
ist. Darüber hinaus kann es insbesondere im
ästhetisch wichtigen anterioren Bereich not-
wendig sein, die sog. „rote Ästhetik“ durch
Konditionierung des Weichgewebes der
nicht-zahntragender Alveolarkammabschnit-
te durch subtraktive (z.B. elektrochirurgische
Konturierung des Pontikbereiches und Aus-
formung über Provisorien) oder additive 
(z.B. Aufbau von Kieferkammdefekten durch
Bindegewebs-/Knochentransplantat) Ausfor-

Abb. 6a: Vorteilhafte Kombination von natürlichen und künst-

lichen Pfeilern zur Realisation einer teleskopierenden abnehm-

baren Brücke.

Abb. 6c: Langfristig stabiles (keramische Verblendung) funktio-

nelles und ästhetisches Behandlungsergebnis.

Abb 7: Titanfräszylinder als individuelles Implantatabutment

mit aufgalvanisierter hochpräziser intermediären Galvano-

krone.

Abb 6b: Okklusalansicht des Zahnersatzes. Keine okklusal stö-

renden Schraubstollen im Bereich der Implantate. Vollständige

Kontrolle der okklusalen Morphologie als Vorraussetzung für

den langfristigen Erfolg der Restauration.
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mung zu optimieren. Aus parodontalprophy-
laktischer Sicht ist im Bereich der zahntra-
genden Alveolarkammabschnitte v.a. auf den
Erhalt der „biologischen Breite“ zu achten
und ggf. chirurgisch zu korrigieren. Erst nach
Abschluss der Vorbehandlungen und ent-
sprechender Ausreifung der Gewebe kann in
konventioneller Form die weitere Behandlung
erfolgen. Systembedingt können bei der
Doppelkronen-Technik Dysparallelitäten der
Pfeilerzähne durch Korrektur der Längsachse
der Primärteile ausgeglichen werden. Diese
konstruktive Möglichkeit verleitet jedoch
dazu, der achsparallelen Präparation weniger
Aufmerksamkeit zu schenken, was gerade im
Frontzahnbereich zu unnötigen Verdickungen
der Innenteleskope führt. Primäres Ziel der
Präparation ist es daher neben der Reduktion
der Zahnhartsubstanz, eine sofortige primäre
Parallelität der Pfeilerzähne zu erreichen und
eine möglichst dünne Ausgestaltung der
Innenteleskope zu gewährleisten. Um in den,
für die keramische Verblendung besonders
kritischen zervikalen Bereichen ausreichend
Substanzreduktion zu gewährleisten, ist eine
Stufenpräparation bzw. ausgeprägte Hohl-
kehlpräparation wünschenswert (siehe auch
Abb.5d).  Zur Vorbeugung von Diskrepanzen
zwischen Modell- bzw. Artikulatorsituation
und der Mundsituation des Patienten sollten
auch die weiteren Arbeitsschritte wie die Ein-
probe der Primärgerüste, die Überabformung
zur Herstellung des Meistermodells sowie die
anschließende Bestimmung der dreidimen-
sionalen Unterkieferposition mit größter 
Aufmerksamkeit durchgeführt und kontrol-
liert werden (Silikon-Probe, Split-Cast-Pro-
be, Vergleich der Registrate usw.).

Labortechnische 
Empfehlungen

Die Anfertigung von keramisch verblendetem
teleskopierenden Zahnersatzes erfordert vom
zahntechnischen Labor bei der Herstellung
und Fräsung der Primär und Sekundärstruk-
turen ein hohes Maß an Präzision und Sorg-
falt, da selbst kleine Passungenauigkeiten zu
lokalen Spitzenbelastungen im Metall-/Kera-
mikverbund führen. Umfangreiche werkstoff-
kundliche Kenntnisse bezüglich der Kompati-
bilität der Wärmeausdehnungskoeffizienten
(WAK) geeigneter Metall/Keramik-Systeme
sind Voraussetzung. Für die Herstellung der
Primär- und Sekundärstrukturen hat sich bei
uns eine zervikale 2° Konusfräsung von etwa
2–3 Millimeter Breite mit graduellem Anstieg
des Fräswinkels im mehr koronaren Anteil
gut bewährt. Eine günstige aber durchaus
preiswürdige Alternative zu den, bei der Her-
stellung von keramisch verblendeten Sekun-
därgerüsten bewährten Hochgoldlegierungen
stellen NEM-Legierungen dar. Die sonst für
die Doppelkronentechnik bemängelten mate-
rialbedingten Nachteile können dabei mit
Hilfe der galvanisch hergestellten Intermediä-
ren Galvanokrone (IGK) ausgeglichen wer-
den. Mit der Herstellung von Innen- und
Außenteleskopen (bei der Implantatprothetik
auch Mesostrukturen) sowie des Gerüstes
aus NEM-Legierungen oder Titan und einer
auf das Innenteleskop aufgalvanisierten IGK
wird man Forderungen nach Präzision und
Wirtschaftlichkeit gerecht. Darüber hinaus
sind auf diese Weise auch neuere Gedanken
zum Thema Mono-Metall-Versorgung reali-
siert (Abb. 9).

Abb 9: Variation einer Monometallversorgung. Primär- und Ter-

tiärkonstruktion aus Titan. Realisation einer dauerhaften prä-

zisen Ankopplung des Titangerüstes über die Interposition von

Galvanomatrizen an das Titanprimärgerüst. (Innenteleskop Ti-

tan, Außenteleskop AGC-Galvano, Gerüst Titan) 

Abb 10: Frontalansicht des gleichzeitig eingegliederten abnehm-

baren Zahnersatzes (7 Jahre in situ). Ästhetische und werkstoff-

kundliche Unterschiede zwischen dem keramischem Verblen-

dungsmaterial  (Oberkiefer) und Kunststoffverblendung (Unter-

kiefer).

Abb 8: Detail einer totalen teleskopieren-

den Brücke im Better in Practice® Ver-

fahren. Zur Elimination von Passunge-

nauigkeiten werden die Intermediären-

Galvano-Krone (IGK) intraoral im Terti-

ärgerüst eingearbeitet.

Diskussion

Grundsätzlich muss davon ausgegangen
werden, dass es bei der keramischen Ver-
blendung von teleskopierendem Zahnersatz
zu einer erhöhten Reparaturanfälligkeit kom-
men kann. Typische muschelförmige Aus-
sprengungen im zervikalen Bereich der Se-
kundärkronen werden diskutiert (Lehmann et
al. 1996, Lückerath 1997). Vorläufige Ergeb-
nisse einer Longitudinalstudie zur Verweil-
dauer und Reparaturnotwendigkeit von kera-
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misch verblendeten Teleskopkronen zeigen
jedoch eine absolute Schadenshäufigkeit an
einzelnen Keramikverblendungen von unter
fünf Prozent bei einer maximalen Beobach-
tungsdauer von 60 Monaten (Lückerath (in
Vorbereitung). Untersuchungen zur Repara-
turnotwendigkeit von Kunststoffverblendun-
gen bei Teleskoparbeiten weisen ebenfalls
Reparaturbedarf von ca. vier Prozent im 5-
Jahresvergleich auf (Möser 1997). Es muss
allerdings darauf hingewiesen werden, dass
bisher keine 10-Jahres-Ergebnisse über die
Reparaturanfälligkeit von Keramikverblen-
dungen bei Teleskopkronen vorliegen und

mit zunehmender Tragedauer möglicher-
weise häufiger mit einer spannungsbeding-
ten Desintegration der keramischen Verblen-
dung zu rechnen ist (Abb. 10). Eine endgül-
tige Aussage ist daher noch nicht möglich.
Mit der beschriebenen Einarbeitung einer
Intermediären Galvanokrone ist insbeson-
dere in der Implantatprothetik mit einer Re-
duktion einer spannungsbedingten Abplat-
zungsgefahr zu rechnen. Unter Berücksichti-
gung der Verfärbungstendenz und mangeln-
den Abrasionsfestigkeit von Kunststoffver-
blendungen innerhalb kürzester Zeit und der
damit verbundenen häufigen Notwendigkeit

der Aufarbeitung, stellt die keramische Ver-
blendung jedoch gerade für den ästhetisch
anspruchsvollen, motivierten und instruier-
ten Patienten eine Alternative dar. 

Dem behandelnden Zahnarzt sollte bei der
Entscheidung für diesen Zahnersatz jedoch
klar sein, dass die sorgfältige Planung, eine
entsprechende Vorbehandlung und präzise
Ausführung der prothetischen Arbeitsschritte
sowie die genaue Absprache mit dem zahn-
technischen Labor Grundvoraussetzung für
den langfristigen Erfolg und die Zufriedenheit
des Patienten ist. 

Piestany (tzb). Ihre 16. Jahrestagung hält die
Europäische Gesellschaft für zahnärztliche
Ergonomie (EGZE) am 14./15. Juni im histo-
rischen Badeort Piestany in der Slowakei ab.
Die 16. Jahrestagung hat zwei Generalthe-
men. Der Freitag bietet Referate und Diskus-
sionen zu Licht und Farbe in der Zahnarztpra-
xis mit neuesten wissenschaftlichen Erkennt-
nissen und am Sonnabend dreht sich alles

um die Anforderungen an den Behandlungs-
stuhl – zwischen Körperhaltung und Patien-
tenkomfort. Zu Detailthemen werden Stu-
diengruppen gebildet, um den Dialog zwi-
schen Praxis und  Entwicklung zu fördern.
Eine Posterdemonstration bietet die Möglich-
keit, eigene ergonomische Studien und Anre-
gungen zu präsentieren. Die Tagungssprache
ist Englisch, übersetzt wird in Deutsch, Slo-

wakisch und Russisch.

Information und Anmeldung: 
Frank Micholt (EGZE-Generalsekretär)
Kliniekstraat 9, B-3500 Hasselt 

� +32-89-41 20 10 
Fax +32-11-27 44 90
E-Mail: congress@esde.org

Kongress zu zahnmedizinischer Ergonomie

Prophylaxepreis 
ausgeschrieben

Kronberg (tzb). Die Gesellschaft für Kinder-
zahnheilkunde und Primärprophylaxe (GKP)
und die Gilette-Gruppe Deutschland haben
den Braun-Oral-B-Prophylaxepreis 2002 aus-
geschrieben. Um den Forschungspreis, der
mit 7500 Euro dotiert ist, können sich ange-
hende und approbierte Ärzte und Zahnärzte
bzw. in der medizinischen oder zahnmedizini-
schen Forschung tätige Wissenschaftler mit
gleichwertiger akademischer Ausbildung be-
werben. Dabei sind Bewerbungen sowohl
von Einzelpersonen als auch von Arbeits-
gruppen möglich. Eingereicht werden kön-
nen Studien, die Themen aus der Kinder- und
Jugendprophylaxe behandeln.

Einsendeschluß für die Arbeiten ist der 
31. Mai 2002.

Informationen: 
Gilette Deutschland, 
� 06173-301725 (Jörg Scheffler).

Nikotinkonferenz

in Erfurt

Erfurt (tzb). Rauchen und orale Gesund-
heit ist eines von zwei Schwerpunktthe-
men der 5. Deutschen Nikotinkonferenz,
die am 10./11. Mai in Erfurt stattfindet.
Die international besetzte Fachtagung
wird von der Deutschen Gesellschaft 
für Nikotinforschung in Zusammenar-
beit mit der Bundesärztekammer veran-
staltet. Die Teilnehmer erörtern unter an-
derem die parodontalen Aspekte des
Rauchens und die Wundheilung nach 
einer Parodontitistherapie bei Rauchern.
Den zweiten Themenschwerpunkt der
Nikotinkonferenz bildet der Zusammen-
hang zwischen Rauchen und Nierener-
krankungen. Während der Erfurter Ta-
gung vergibt die Gesellschaft für Nikot-
inforschung den Forschungspreis 2001
„Rauchfrei leben“.

Neues Institut für 
orale Implantologie 

Wien (ime). Im Januar 2002 öffnete an der
Wiener Universität für Zahn-, Mund- und
Kierfererkrankungen ein Institut für Zahner-
satz seine Pforten. Das berichtet das IME So-
lingen. Die ständig wachsende Nachfrage
nach Implantaten macht eine intensivierte
wissenschaftliche Forschung auf diesem Ge-
biet notwendig. Fast zwei Drittel aller Frauen
und Männer in Österreich, denen dieser
Zahnersatz bekannt ist, würden ihn im Be-
darfsfall auch nutzen. 

Das Ludwig-Boltzmann-Institut für orale Im-
plantologie bietet organisatorische Hilfestel-
lung und wird die Kooperation zwischen Wis-
senschaft und Industrie im In- und Ausland
fördern.

Neben konventionellen Forschungsprojekten,
die sich nahezu unmittelbar im praktischen
Einsatz an der Klinik verwerten lassen, sind
auch langfristige bis futuristische biotechno-
logische Studien geplant. Die Forschung be-
fasst sich dabei mit der Knochenheilung, -re-
generation und -ersatz ebenso wie mit dem
Einsatz von Wachstumshormonen, Stamm-
zellen oder der Gentechnologie.
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Zusammenhänge 
zwischen Tiefbiss und 
tiefem Überbiss – Studien
an Modellbefunden, kli-
nischen Untersuchungen
und Fernröntgenanalysen

Vorgelegt von Diana Dees
(Freiburg/Breisgau)

Ausgehend von der in der Einleitung getroffe-
nen Feststellung, dass vertikale Anomalien
häufig unter- oder falsch bewertet  sind und
damit Diagnostik und/oder Therapie zu Fehl-
leistungen führen können, wird die Zielstel-
lung abgeleitet.

Um Zusammenhänge zwischen Tiefbiss und
tiefem Überbiss klären und Besonderheiten
herausstellen zu können, werden Material
und Methoden vorgestellt. Grundlagen der
Auswertung stellen drei verschiedene Unter-

suchungsgruppen dar. In der Gruppe 1 wer-
den an 400 ausgelesenen Modellen, Über-
bissgröße und Kronenhöhe (von Inzisivi und
Molaren) gemessen, um Aussagen zu alters-
und geschlechtsspezifischen Vorkommen
dieser Merkmale treffen zu können. In der
Gruppe 2 sind 102 Fälle erfasst, die durch
das Auswahlkriterium  kleiner Grundebenen-
winkel (ML-NL-Winkel), d. h. skelettaler tiefer
Biss, gekennzeichnet sind. Am Fernröntgen-
seitenbild werden 25 Merkmale (Winkel,
Strecken) gemessen und  Korrelationen zum
Überbiss erstellt. In der Gruppe 3 sind 53
Fälle mit in Okklusion erkennbarem tiefem
Überbiss zusammengefasst. Diese werden
wiederum mit den gleichen Merkmalen aus
dem FRS und zusätzlich zur Ruheschwebe
verglichen. 

Alle Ergebnisse werden statistisch abgesi-
chert und – wo möglich – mit gleichlauten-
den oder anders gearteten Meinungen aus
der Literatur diskutiert. In den Schlussfolge-

rungen werden die in der Zielstellung aufge-
stellten Fragen beantwortet.

Die Gesamtheit der eigenen Untersuchungen
bestätigt erneut die von Graf und Koch (37)
schon 1981 aufgestellte Forderung, dem
Tiefbiss/tiefen Überbiss ein eigenes Leit-
symptom zuzuordnen und zwischen beiden
Merkmalen zu unterscheiden. Die Ergebnisse
unterstreichen aber ebenso die Komplexität
dieser Problematik und zeigen, wie schwierig
es mitunter ist, die Zusammenhänge zwi-
schen beiden Symptomen, ob mittels Modell-
analyse, klinischer Untersuchung bzw. ke-
phalometrischer Vermessung, offenzulegen.

Aus den Ergebnissen ist ersichtlich, dass
beide Merkmale zwar häufig gemeinsam vor-
liegen, aber auch (gar nicht so selten!) ein
isolierter tiefer  Überbiss ohne jeglichen Be-
zug zum tiefen Biss und letztgenannter mit al-
len Ausprägungsgraden des Überbisses ver-
gesellschaftet sein kann.

Einfluss der Quecksilber-
freisetzung aus Amalgam-
füllungen auf die Empfind-
lichkeit antimikrobieller
Chemotherapeutika 
gegenüber oralen 
Streptokokken

Vorgelegt von Dirk Hanke 
(Altenburg)

Anlass dieser Untersuchung war die von ei-
ner kanadischen Forschergruppe geäußerte
Vermutung, dass es durch die Quecksilber-
freisetzung aus Amalgamfüllungen zur Aus-
bildung von antibiotikaresistenten Mikroor-
ganismen kommen kann.

Diese Mutmaßung führte zu der Überlegung,
vier ubiquitär in der Mundhöhle des Men-
schen vorkommende Keime zu isolieren, um
sie auf ihre Empfindlichkeit gegenüber fünf in
der Zahnheilkunde weitverbreiteten antimi-
krobiellen Chemotherapeutika zu testen. Die
teilnehmenden Personen wurden zwei Grup-
pen zugeordnet. Der 1. Gruppe wurden alle
Probanden zugewiesen, die keine Amalgam-

füllungen besaßen, in der Gruppe 2 wurden
alle Amalgamträger zusammengefasst. Fol-
gende fakultativ anaerobe Mikroorganismen
wurden von diesen Probanden isoliert –
Streptococcus salivarius, Streptococcus san-
guis, Streptococcus mitis und Streptococcus
oralis. Diese Keime sind anschließend gegen-
über ß-Lactam-Antibiotika, Doxycyclin, Clin-
damycin und Ciprofloxacin getestet worden.
Um die Empfindlichkeit der Keime gegenüber
den Arzneimitteln abschätzen zu können,
wurden die jeweiligen minimalen Hemmkon-
zentrationen, die MHK50 sowie die HK90 er-
mittelt. Zusätzlich wurde von jedem Prob-
anden die Anzahl der Amalgamfüllungen und
der -flächen erhoben sowie die Queck-
silberkonzentration im Speichel mittels Kalt-
dampf-Atomabsorptionsspektroskopie be-
stimmt. Die minimalen Hemmkonzentratio-
nen sind dann mit den Speichelquecksilber-
werten in Beziehung gesetzt worden, um her-
auszufinden, ob zwischen beiden Parametern
ein signifikanter Zusammenhang besteht.
Außerdem wurden beide Probandengruppen
miteinander verglichen.

Für S. salivarius und S.sanguis konnte fol-
gendes festgestellt werden: Weder der Ver-
gleich der beiden Gruppen noch die Beurtei-

lung der MHK-Werte gegenüber den Quek-
ksilberkonzentrationen für die getesteten An-
tibiotika ließen eine Abschwächung der Emp-
findlichkeit der Keime oder eine Tendenz in
Richtung einer Resistenzausbildung erken-
nen.

Für S.mitis konnte festgestellt werden, dass
für Amoxicillin, Penicillin und Ciprofloxacin
eine hohe Empfindlichkeit der Keime gegenü-
ber diesen Pharmaka besteht. Einzig die MHK
für Clindamycin lassen den Verdacht auf-
kommen, dass es zu einer Abnahme der
Empfindlichkeit der Mikroorganismen bei
steigender Quecksilberexposition gekommen
ist. Die statistische Auswertung ergab jedoch
keine Signifikanz.

Für den S.oralis schließlich ist bei keinem der
5 getesteten Antibiotika eine Steigerung der
minimalen Hemmkonzentration aufgrund der
Beeinflussung durch freigesetztes Quecksil-
ber aus Amalgamfüllungen nachgewiesen
worden. Sowohl die MHK50-Werte als auch
die MHK90-Werte bewegen sich im sensiblen
Bereich. Ein signifikanter Unterschied zwi-
schen den beiden Probandengruppen konnte
ebenfalls nicht nachgewiesen werden.

Dissertationen
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Zehn-Jahres-Report von
Kompositfüllungen im 
Seitenzahnbereich – 
eine longitudinale mikro-
morphologische Studie 

vorgelegt von Petra Gäbler  
(Erfurt)

Im Rahmen einer longitudinalen in-vivo-Stu-
die des Hybrid-Komposits Visio-Molar X‚
wurden 46 Füllungen der Kavitätenklasse 1
und II von 1987 bis 1997 auch mikromor-
phologisch lückenlos auf Oberflächen- und
Randverhalten kontrolliert. Es wurden nur
Prämolaren und Molaren mit primär kariösen
Läsionen in die Studie einbezogen. Parallel zu
den klinischen Kontrollen wurden Replikate
der gelegten Füllungen für die mikromor-
phologische Studie angefertigt. Die von uns 
verwendeten mikroskopischen Kriterien des
CPM-Index (Oberflächenrauigkeit, Oberflä-

chentextur, Randschluss, Füllungsüber-
schüsse, Randabbrüche, Negative Stufenbil-
dung, Mikroleakage und Randspalten, Wei-
tere Randimperfektionen) ermöglichen eine
semiquantitative Beurteilung der Füllungs-
oberflächen und des Randes. So kann fül-
lungsbezogen die Dynamik der nutzungsbe-
dingten Veränderungen eingeschätzt werden.

Bei den 46 kontrollierten Füllungen war der
stärkste Qualitätsverlust während der ersten
12 Monate Liegedauer zu verzeichnen. Es
zeigte sich eine spezifische Dynamik des
Randverhaltens von initialen Füllungsüber-
schüssen über die Entstehung von Randab-
brüchen hin zur Bildung von negativen Stu-
fen, die für die überwiegende Anzahl der Fül-
lungen typisch war. Trotz früher Veränderun-
gen stellte im gesamten Untersuchungszei-
traum die Zunahme negativer Stufen und das
Auftreten von Mikrolücken den klinischen Er-
folg der Füllungstherapie nicht in Frage. Auch
nach 10 Jahren war ein akzeptables Ergebnis

im Oberflächen- und Randverhalten vorhan-
den.

Mit dem CPM-Index sind auch bei höheren
Probandenzahlen präzise Aussagen möglich.
Der Index stellt ein sensibles Bewertungssy-
stem dar und ist für kurz- und mittelfristige
Studien gut geeignet, da die frühen Verände-
rungen sehr differenziert erfasst werden. Ge-
ringere Veränderungen, wie sie nach 3–10
Jahren auftreten, können nicht genügend
exakt objektiviert werden.

Die mikromorphologische Objektivierung der
klinischen Ergebnisse ermöglicht zuverläs-
sige, klinisch relevante Aussagen zur Fül-
lungstherapie.

Die in dieser Ausgabe veröffentlichten Dis-
sertationen wurden am 5. Februar bzw. 5.
März an der Medizinischen Fakultät der
Friedrich-Schiller-Universität Jena erfolg-
reich verteidigt

Lang, Hans-Ulrich; 

Burhoff,  Armin

Besteuerung der Ärzte,
Zahnärzte und sonstiger
Heilberufe
Verlag Neue Wirtschafts-Briefe Herne/Ber-
lin, 4. Auflage. 2002 , 462 Seiten. gebun-
den., 
59 t , ISBN / ISSN 3 482 42764 X

Die Heilberufe sind mit circa 300 000 Vertre-
tern die größte Gruppe innerhalb der freien
Berufe in Deutschland. Wegen der nahezu
ausweglosen finanziellen Situation im Ge-
sundheitswesen müssen Ärzte mit weiteren
finanziellen Einengungen rechnen. Daher ist
es besonders wichtig, dass der Arzt die steu-
erliche und kaufmännische Seite seiner Pra-
xis im Griff hat. Hier ist auch der Berater –
sei es Steuerberater, vereidigter Buchprüfer,
Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwalt oder Notar
– in hohem Maße gefordert.

Dieses Handbuch, nach kurzer Zeit bereits in
4. Auflage erschienen, gibt in prägnanter und
verständlich geschriebener Form wichtige
steuerliche Hinweise. Der Berater kann sich
leicht in die steuerrechtlichen Spezialfragen

der Heilberufe einarbeiten und sich auf eine
intensive Beratung vorbereiten. Für den Me-
diziner ist das Buch ein unentbehrliches
Nachschlagewerk, das ihm ermöglicht, sei-
nen Berater auf spezifische Probleme anzu-
sprechen. So kann der wichtige Dialog zwi-
schen beiden gepflegt werden. 

Das Werk ist nach berufsbezogenen Kriterien
aufgebaut. Es richtet sich nach der Reihen-
folge, in der der Mediziner mit steuerlichen
Fragen konfrontiert wird – beginnend mit der
Angestelltentätigkeit über die Gründung/
Übernahme einer Praxis bis hin zu deren
Auflösung. Darüber hinaus werden auch be-
triebswirtschaftliche Aspekte der Praxisfüh-
rung angesprochen. 

Der Stoff ist zum Teil in ABC-Form aufge-
baut. So kann der Leser leichter in Einzelfra-
gen einsteigen. Checklisten und Vertragsmu-
ster helfen bei der praktischen Umsetzung in
die Praxis.

Aus dem Inhalt: Angestelltentätigkeit, Grün-
dung/Übernahme einer Praxis, Niedergelas-
sener Arzt/Zahnarzt, Besonderheiten einzel-
ner Fachrichtungen, Ärztliche Kooperations-
formen, Umsatzsteuer, Einheitsbewertung,
Lohnsteuer, Erbschaft-/Schenkungsteuer,
Außenprüfung, Selbstanzeige, Praxisaufga-

be/Praxisveräußerung/ Praxisverpachtung,
Checklisten und Musterverträge, Kosten-
struktur der Arztpraxen.

Das Buch ist nicht nur ein Lehrbuch für die
Ausbildung, sondern auch ein leicht ver-
ständlicher Ratgeber für jeden interessierten
Nutzer.
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Friedbichler, Ingrid; 

Friedbichler, Michael

Fachwortschatz Zahn-
medizin – Englisch

Your key to dentistry
worldwide 
Thieme Verlag Stuttgart 2001, 256 Seiten,
10 Abbildungen gebunden, 39,95 t , ISBN
3131249412

Fachwortschatz Zahnmedizin ist das erste 
einer neuen Generation von Fachwörterbü-
chern, das die Vorzüge ein- und zweisprachi-
ger Wörterbücher mit den Funktionen eines
Thesaurus und eines phraseologischen Wör-
terbuches verbindet. Mit KWiC (Key Words in
Context) Web können Zahnmediziner aller
Fachrichtungen – Studenten, Zahnärzte in
Praxis und Forschung sowie zahnmedizini-
sches Hilfspersonal und Übersetzer – ihr
Fachenglisch gezielt Schritt für Schritt und
ganz nach ihren individuellen Bedürfnissen
aktivieren. 

Fachwörter werden wiedergegeben in Sätzen
und Phrasen statt 1:1 Vokabeln. Der Fach-
wortschatz ist übersichtlich in 50 Module 
gegliedert, die jeweils die relevanten Begrif-
fe eines Fachbereiches umfassend abdecken
– dadurch ist der gezielte Zugang zu allen
Fachgebieten der Zahnmedizin, inklusive der
Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie möglich. Er-
möglicht wird das zeitsparende Lernen durch
Konzentration auf das Wesentliche: aus Tau-
senden Seiten von zahnmedizinischen Texten
wurden die häufigsten Fachbegriffe heraus-
gefiltert und im fachlichen Zusammenhang
einprägsam dargestellt. Jedes Modul kommt

einer auf wenige Seiten verdichteten Text-
und Wissensdatenbank zum jeweiligen Fach-
bereich gleich. Geboten werden Hilfen zur
Aussprache, deutsche Entsprechungen bei
allen schwierigen Wörtern sind vorhanden.
Klinische Phrasen und Wendungen für typi-
sche Gesprächssituationen fehlen ebenso
wenig wie ein umfassendes alphabetisches
Register in beiden Sprachen für den schnel-
len Zugriff beim Nachschlagen. 

Plus: Angaben zur Stilebene und korrekten
Verwendung, sprachliche Tipps und Hinwei-
se auf Stolpersteine.

Die Einteilung der Module erfolgte in Grund-
fragen der Gesundheit und Zahngesundheit
mit Abhandlung von Ernährungsfragen, Kör-
perstrukturen und Funktionen im zahnmedi-
zinischen Bereich, medizinisches Wissen
(Pathologie, Statistik, Studien), allgemeine
klinische Kenntnisse (z, B. Schmerz, Trauma-
tologie, Instrumente), Zahnmedizin (z. B. Ma-
terialien, Instrumente, Technik, zahnärztliche
Therapie), spezielle Fragen zu Radiologie,
Anästhesiologie, Anästhesiearten, plastische
Chirurgie. Das Einlesen in die Handhabung
des Buches ist anfangs etwas problematisch.

Erfurt (tzb). Die Landeszahnärztekammer
Thüringen bietet ab Herbst 2002 einen Kurs
zur Fortbildung als „Zahnmedizinische Ver-
waltungsassistentin“ (ZMVA) an. Dieser wird
parallel zur bisherigen berufsbegleitenden
Fortbildung zur Zahnmedizinischen Fachassi-
stentin ( ZMFA) – bisher Zahnmedizinischen
Fachhelferin (ZMF) durchgeführt. In circa
400 Unterrichtsstunden  sollen die Zahnarzt-
helferinnen befähigt werden, in qualifizierter
Form die gesamte Verwaltungsarbeit der 
Praxis zu organisieren und durchzuführen,
den Praxisinhaber sachkundig und verant-
wortlich in der Praxisverwaltung zu entlas-
ten, komplizierte Abrechnungsfragen zu lö-
sen sowie bei der Ausbildung der Auszubil-
denden mitzuwirken.

Folgende Fächer werden unterrichtet: Ab-
rechnungswesen, Praxisorganisation und –
management, Rechtskunde und Betriebswirt-
schaftslehre, Anwendungsbezogene Daten-
verarbeitung, Kommunikation/Rhetorik/Psy-
chologie sowie Ausbildungswesen/Pädago-

gik. Die Fortbildung endet mit einer Prüfung.
Die entsprechenden  Fortbildungs- und Prü-
fungsordnungen werden zurzeit erarbeitet.

Zulassungsvoraussetzung ist eine minde-
stens einjährige Tätigkeit als Zahnarzthelferin
oder Zahnmedizinische Fachangestellte und
die Teilnahme an einem Eignungstest. Grund-
legende Abrechnungskenntnisse sollten vor-
handen sein. Die Fortbildung wird berufsbe-
gleitend voraussichtlich freitags und sams-
tags in Erfurt stattfinden. Voraussichtlich
dreimal finden sich die Kursteilnehmerinnen
zu einer Woche Blockunterricht in Erfurt ein. 

Interessierte Zahnarzthelferinnen können
sich ab sofort im Helferinnenreferat der Lan-
deszahnärztekammer Thüringen schriftlich
anmelden und erhalten dann weitere Infor-
mationen. 

Anmeldung: LZKTh, Barbarossahof 16,
99092 Erfurt, � 0361/74 32 109 bzw. 113, 
E-Mail: zah@lzaekthue.de

Neuer Kurs für Praxispersonal
Fortbildung Zahnmedizinische Verwaltungsassistentin

LFB-Hilfe bei

Berufsausbildung

Erfurt (tzb). Die Freiberufler sind in Thü-
ringen neben Industrie, Handel und Hand-
werk größter Ausbildungssektor. Darauf
weist der Landesverband der Freien Be-
rufe (LFB) hin. Vor allem für Mädchen bie-
ten die Freiberufler jährlich mehr als 800
Lehrstellen an. Das neue Ausbildungsjahr
wird bereits am 1. August 2002 beginnen,
also einen Monat früher als gewohnt. Bis
dahin müssen die neuen Auszubildenden
gewonnen und die Ausbildungsverträge
abgeschlossen werden. Bei der Vermitt-
lung von Auszubildenden bieten die Aus-
bildungsplatzentwickler beim LFB Unter-
stützung an. Die Hilfe ist für die Freiberuf-
ler unverbindlich und unentgeltlich. Sie
entspringt einer Initiative des Bundesbil-
dungsministeriums und wird in Thüringen
seit 1996 praktiziert. Auch die Zahnärzte
können davon profitieren.

Kontakt:
� 03643/5598 30, Fax (03643) 55 98 33
E-Mail: lfb-thueringen@t-online.de 
Internet: www.lfb-thueringen.de
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Von Dr. Ernst R. Rohde

Unter Notfällen sind solche Behandlungen zu
verstehen, die außerplanmäßig erforderlich
werden, aber nicht vermeidbar sind, weil jede
Behandlung Unwägbarkeiten beinhaltet, die
unabhängig von jeder sorgfältig zahnärzt-
lichen Behandlung eintreten können. Notfäl-
le sind unvermeidbar und unvorhersehbar.
Wichtig ist also das richtige Verhalten des
Zahnarztes in einem Notfall. Der Eintritt einer
allgemeinen Notfallsituation gehört zum all-
gemeinen Lebensrisiko. Auch bei jeder zahn-
ärztlichen Behandlung kann es zu einem Not-
fall kommen. Allerdings könnte hier unter
Umständen das Risiko für die Belastung mit
den daraus eventuell resultierenden Nach-
teilen oder Schäden auf den verantwortlich-
en Zahnarzt übergehen. Um auf Notfälle adä-
quat reagieren zu können, muss der Zahnarzt
die Situation erkennen können, die erforder-
lichen Maßnahmen beherrschen und mit 
den notwendigen Medikamenten und Gerä-
ten für die durchzuführenden Sofortmaßnah-
men ausgestattet sein.

Zahnärztlicher 
Notdienst

Jeder Zahnarzt ist laut Berufsordnung ver-
pflichtet, allgemeine Sprechstunden abzu-
halten und während der Sprechstunden sei-
ne Patienten zu behandeln. Außerhalb der
Sprechstunden ist regelmäßig ein zahnärzt-
licher Notdienst eingerichtet, der von Patien-
ten aufgesucht werden kann, die unter
Schmerzen leiden oder aus anderen Gründen
nicht bis zur nächsten Sprechstunde eines
für sie erreichbaren Zahnarztes abwarten
können. Der zahnärztliche Notdienst wird von
der Zahnärztekammer und der KZV organi-
siert. Jedes Kammermitglied ist verpflichtet,
am Notdienst teilzunehmen. Üblicherweise
veröffentlichen die Tageszeitungen die Tele-
fonnummern der Notdienst-Zahnärzte, häu-
fig können sie auch beim DRK telefonisch ab-
gefragt werden. In Thüringen bietet die KZV
über ihre Internetseite, www.kzvth.de, einen
Patientenservice an.

Während des zahnärztlichen Notdienstes
sind die diensthabenden Zahnärzte aber nur
dazu verpflichtet, Not- und Schmerzfälle zu

behandeln. Die Behandlung von Patienten,
die andere als Not- oder Schmerzbehandlun-
gen benötigen, darf verweigert werden. Ziel
der Not- oder Schmerzbehandlung ist die
Schmerzfreiheit. Die kausale Therapie bleibt
einer ordnungsgemäßen Nachbehandlung
vorbehalten und ist eigentlich nicht Sache
des Notdienstes. Beispielsweise ist es bei ei-
ner akuten Pulpitis nicht indiziert, alle Wur-
zelkanäle eines Zahnes sofort abzufüllen. Die
Notfallbehandlung einer akuten Pulpitis um-
fasst daher nur die Trepanation des schmer-
zenden Zahnes, die Entfernung des entzünde-
ten oder gangränösen Pulpengewebes, die
Spülung der Wurzelkanäle und die Einbrin-
gung eines geeigneten Medikamentes. Der
Zahnarzt muss den Patienten allerdings über
die Notwendigkeit einer Weiterbehandlung
zusätzlich zur notdienstlichen Maßnahme
aufklären. Erst bei nachfolgenden Behand-
lungsterminen sind daher die Wurzelkanäle
gründlich aufzubereiten und anschließend
definitiv abzufüllen. 

Der zahnärztliche Notdienst ist nicht gedacht
für Patienten, die auf diesem Weg feste Ter-
mine beim Zahnarzt umgehen wollen oder
auch wegen beruflicher Überlastung oder
sonstiger Umstände eine Behandlung am
Wochenende wünschen. Die Behandlung sol-
cher Patienten darf während des Notdienstes
verweigert werden, ohne dass daraus der
Vorwurf einer unterlassenen Hilfeleistung
entstehen kann. 

Notfallsituation
bei Behandlung

Eine ganz andere Fallgruppe sind Notfälle, die
vor, während oder nach einer Behandlung
eintreten. Hier ist der Zahnarzt verpflichtet,
mit den richtigen Maßnahmen einzugreifen
und einem Schaden entgegenzuwirken. Da-
bei tut es nichts zur Sache, ob die Ursache ei-
nes derartigen Notfalls mit der Behandlung
selbst zusammenhängt oder nicht. Zur Be-
kämpfung lebensbedrohlicher Komplikatio-
nen muss der Zahnarzt die notwendigen So-
fortmaßnahmen beherrschen und die dafür
erforderlichen Gerätschaften und Medika-
mente jeweils auf dem aktuellen Stand vor-
halten. 

Grenzen der 
Kompetenz

Obwohl jeder approbierte Zahnarzt grund-
sätzlich Kenntnisse über alle Standard-Be-
handlungen der gesamten Zahnheilkunde
und auch grundsätzliche allgemeinmedizini-
sche Kenntnisse besitzt und auch in der Lage
sein sollte, entsprechend zu behandeln, kann
es vorkommen, dass eine Behandlung einen
unerwarteten Verlauf nimmt und von ihm
nicht mehr kontrolliert beherrscht wird. Zu
differenzieren ist zwischen Behandlungen,
bei denen solche Entwicklungen absehbar
waren und solche, bei denen der Zahnarzt
nicht ahnen konnte, dass er die Behandlung
mit seinen eigenen Kenntnissen voraussicht-
lich nicht zu Ende bringen kann.

Sollte der Zahnarzt ohne sorgfältige Anam-
nese eine Behandlung beginnen, die er nicht
vollständig beherrscht, so handelt es sich um
ein so genanntes Übernahmeverschulden.
Erleidet der Patient dadurch einen Schaden,
so entsteht eine Verpflichtung des Zahnarz-
tes zum Schadensersatz. Entwickelt sich hin-
gegen eine unter regelgerechten Umständen
begonnene Behandlung unvorhersehbar zu
einem Eingriff, den der Zahnarzt nicht aus ei-
gener Kraft beherrscht und zu Ende bringen
kann, so muss er für die erforderliche Weiter-
behandlung anderen Ortes Sorge tragen oder
einen kompetenten Kollegen herbeirufen.
Denkbare Komplikationen sind beispiels-
weise die Luxation von Zähnen oder Frag-
menten in die Kieferhöhle oder Blutungen,
die nicht zum Stillstand kommen. Erst ab der
Erkenntnis, die Behandlung alleine nicht wei-
ter- und zu Ende führen zu können, trifft den
Zahnarzt eine Verantwortung für eine nach-
teilige weitere Entwicklung der Behandlung
und etwaige Schäden bei seinem Patienten –
wenn er dennoch keine geeigneten weiteren
Maßnahmen einleitet oder die Hilfe Dritter in
Anspruch nimmt. 

Komplikationen
mit Fremdkörpern

Werden von einem Patienten bei einer zahn-
ärztlichen Behandlung beispielsweise kleine
Behandlungsinstrumente, Inlays oder Kronen

Auf das richtige Reagieren kommt es an
Rechtliche Aspekte der zahnärztlichen Notfallbehandlung
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oder Teile der Abdruckmasse verschluckt
oder aspiriert, so bedeutet das nicht ohne
weiteres die Haftung für eine regelwidrige Be-
handlung. Es kommt vielmehr zunächst dar-
auf an, ob der Zahnarzt überhaupt bemerkt
oder bemerken musste, dass eine derartige
Komplikation eingetreten ist. Es obliegt ihm
dann, mit seinen erlernten Kenntnissen fest-
zustellen, ob der Fremdkörper aspiriert oder
verschluckt wurde. Hierfür gibt es einige Er-
kenntnismöglichkeiten (Hustenreiz etc.) und
zur Absicherung kann eine Röntgenuntersu-
chung angezeigt sein. Anschließend müssen
möglicherweise erforderliche weitere Maß-
nahmen eingeleitet werden. Bei günstigem
Verlauf wird ein verschluckter Fremdkörper
auf natürlichem Wege wieder ausgeschieden.
Dies muss jedoch beobachtet und kontrolliert
werden. Kann ein aspirierter Fremdkörper
durch Husten wieder ausgeschieden werden,
so wird damit eine ansonsten unumgängliche
invasive Maßnahme (endoskopische Entfer-
nung etc.) vermieden, um den Fremdkörper
zu entfernen. Aspirierte Fremdkörper bedür-
fen ansonsten anderweitiger fachärztlicher
Weiterbehandlung. Die Frage der Haftung für
etwaige Schäden aus derartigen Komplikatio-
nen richtet sich danach, ob das Verschlucke
oder die Aspiration vermeidbar waren, ob
also der Zahnarzt mögliche Sicherungsmaß-
nahmen zur Verhinderung unterlassen hat.
Fehlt eine mögliche Absicherung, so trifft den
Zahnarzt die Verpflichtung zum Ersatz für
deshalb eingetretene Schäden. 

Es kommt beispielsweise nicht darauf an, ob
es für den geübten Zahnarzt nur eine lästige
Behinderung darstellt, Wurzelkanalinstru-
mente durch geeignete Vorrichtungen gegen
Verschlucken oder Aspirieren zu sichern.
Fehlt die mögliche Absicherung und tritt da-
her ein Schaden ein, so steht die Haftung des
verantwortlichen Zahnarztes fest. Gibt es an-
dererseits keine zumutbare Möglichkeit, bei-
spielsweise eine absolute Sicherheit gegen
das Verschlucken oder Aspirieren von Inlays
oder Kronen zu erreichen, so reicht allein der
Eintritt der Komplikation noch nicht für einen
Haftungsanspruch des Patienten aus. Es
kommt hier vielmehr auf das weitere Verhal-
ten des Zahnarztes an. Er muss sofort alle er-
forderlichen Maßnahmen einleiten, um die
Situation abzuklären und notwendige weitere
Schritte unternehmen, damit spätere Schä-
den beispielsweise durch das Belassen von
Fremdkörpern vermieden werden.

Nicht selten kommt es vor, dass bei der Auf-

bereitung von Wurzelkanälen ein Instrument
abbricht und das Fragment ohne weiteres
nicht mehr aus dem Wurzelkanal entfernt
werden kann. Der Zahnarzt muss entschei-
den, ob das Fragment belassen und abgewar-
tet werden kann, ob weitere Reaktionen ein-
treten. Es ist abzuwägen, ob ein größerer Ein-
griff, dessen Risiko unter Umständen im voll-
ständigen Verlust des Zahnes bestehen kann,
unternommen wird, oder ob der Versuch ge-
wagt werden kann, das Fragment einfach zu
belassen.

Sachlich 
aufklären

Unerlässlich bei Eintritt aller hier beschriebe-
nen Komplikationen mit Fremdkörpern ist die
ruhige und sachliche Aufklärung des betrof-
fenen Patienten, dass die Komplikation ein-
getreten ist. Ebenso wichtig ist es, den Pa-
tienten zu informieren, welche Möglichkeiten
nun bestehen, welche weiteren Maßnahmen
erforderlich sind und worauf eventuell in der
Zeit direkt danach oder auch weiterhin zu
achten ist. Der Zahnarzt sollte den Patienten
beispielsweise beraten, dass das Belassen
des Fragments eines Wurzelkanalinstru-
ments reaktionslos bleiben kann und in der
Regel keine weiteren Maßnahmen erforder-
lich macht. Lediglich bei Auftreten von Be-
schwerden an diesem Zahn muss eine Kon-
trolle erfolgen und die Ursache erforscht
werden. 

Der Umstand des Instrumentenbruchs muss
durch eine Röntgenaufnahme, die bei der ab-
schließenden Kontrolle einer Wurzelbehand-
lung ohnehin angefertigt werden muss, do-
kumentiert und auch in der Behandlungs-
karte vermerkt werden. Das gilt ebenso für
die Information des Patienten über den Ein-
tritt der Komplikation und die weiteren Ver-
haltensempfehlungen. 

Allergische
Reaktionen

Eine seltene und unerwartete Komplikation
sind Reaktionen der Patienten auf bei der Be-
handlung eingesetzte Medikamente oder auf
zahnärztliche Werkstoffe. Eine möglicher-
weise dem Patienten bereits bekannte Dispo-
sition kann durch eine sorgfältige Anamnese
bereits erforscht und bei der weiteren Be-
handlung bedacht werden. Treten allergische
Reaktionen erstmals auf, so muss die Ursa-
che erforscht und beseitigt werden. 

Tritt im ganz seltenen Fall ein anaphylakti-
scher Schock ein, so muss der Zahnarzt die
erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung der
Vitalfunktionen kennen und durchführen so-
wie die dafür erforderlichen Medikamente
und Gerätschaften bereithalten. 

Hyperventilation

Besonders bei ängstlichen Patienten sind
stets die Folgen einer Hyperventilation in Be-
tracht zu ziehen. Treten die Symptome auf, so
muss der Zahnarzt sie erkennen und wissen,
welche Maßnahmen erforderlich sind (Rück-
atmung). Da das Erscheinungsbild zuerst
nicht vom Zahnarzt selbst sondern häufig
eher von nichtärztlichen Mitarbeiterinnen be-
merkt wird und unter Umständen erhebliche
Verunsicherung hervorrufen könnte, ist es
sinnvoll, das Praxisteam hierfür durch
interne Fortbildung in regelmäßigen Abstän-
den vorzubereiten und die Kenntnisse lau-
fend aufzufrischen. 

Fazit

In der Zahnarztpraxis können eine Reihe von
Notfällen auftreten, die teils vorhersehbar
sind, teilweise aber auch unerwartet und
überraschend sein können. Es ist stets erfor-
derlich, dass der Zahnarzt und sein Team
darauf mit der gebotenen Übersicht reagiert,
indem möglichst abgeklärt wird, worum es
sich genau handelt und welche Maßnahmen
weiter ergriffen werden müssen. Sollte die
Inanspruchnahme anderer Ärzte oder Institu-
tionen deshalb erforderlich werden, weil die
Grenzen der Kompetenz des Zahnarztes er-
reicht sind, so muss die Entscheidung zur
anderweitigen Intervention rechtzeitig getrof-
fen werden. Es ist äußerst sinnvoll, dass sich
nicht nur der Zahnarzt sondern das gesamte
Team einer Zahnarztpraxis durch regelmä-
ßige Fortbildung auf Notfallmaßnahmen in
der Praxis vorbereitet. 

Quelle: 
ZMK (17) 10/2001, S.592-595,

redaktionell leicht gekürzt
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am Samstag, 
4. Mai 2002, 
10.00 bis 12.00

im Großen Saal 
der Kassenärztlichen 

Vereinigung Thüringen

Zum Hospitalgraben 8, 
99425 Weimar

Podiumsdiskussion zum Thema

„Gibt es ein zukunfts-
fähiges Konzept für das
Gesundheitswesen nach 
den Bundestagswahlen?“

Teilnehmer:
Dr. Klaus Theo Schröder (SPD)
Staatssekretär im Bundesgesundheitsministerium

Dr. Frank Michael Pietzsch (CDU)
Thüringer Minister für Soziales, 
Familie und Gesundheit

Dr. Ruth Fuchs (PDS)
MdB, Mitglied des Gesundheitsausschusses des 
Deutschen Bundestages

Dr. Andreas Kniepert 
Landesvorsitzender der FDP

MR Dr. Hans-Martin Mentzel
Landesvorsitzender des Hartmannbundes

Moderation:
Hartmut Kaczmarek
Stellvertretender Chefredakteur 
der „Thüringischen Landeszeitung“

Eingeladen sind alle Ärztinnen und Ärzte, 
Zahnärzte, Physiotherapeuten, Apotheker, 
Ärzteverbände, Politiker und Patienten!

Einladung
zur öffentlichen Veranstaltung 
des Hartmann-Bundes – Landesverband Thüringen

ANMELDUNG

An: Hartmannbund-LV Thüringen
Frau Kosika

� 03643/55 98 50

Fax: 03643/55 98 52

E-Mail: gabriele.kosika@dgn.de

Datum:

An der Öffentlichen Veranstaltung
mit Podiumsdiskussion 

❏ nehme ich teil

❏ nehme ich nicht teil

Absender: 

✂
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Berlin (kzbv/drgw). Bei der Erarbeitung der
Eckpunkte einer modernen Zahnheilkunde
gestaltet sich die sachgerechte und konstruk-
tive Zusammenarbeit mit den gesetzlichen
Krankenkassen aus Sicht der Kassenzahn-
ärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) zuneh-
mend problematisch. Darauf wies der KZBV-
Vorstand kürzlich auf einer Pressekonferenz
in Berlin hin.

Hintergrund der Diskussion ist der Geset-
zesauftrag aus der GKV-Gesundheitsreform
2000,  wonach die Selbstverwaltung die Auf-
gabe hatte, bis Ende 2001 die zahnärztlichen
Leistungen im einheitlichen Bewertungs-
maßstab „entsprechend einer ursachenge-
rechten, zahnsubstanzschonenden und prä-
ventionsorientierten Versorgung insbeson-
dere nach dem Kriterium der erforderlichen
Arbeitszeit gleichgewichtig in und und zwi-
schen den Leistungsbereichen für Zahnerhal-
tung, Prävention, Zahnersatz und Kieferor-
thopädie zu bewerten“.

Wirtschaftlichkeit
auch ein Kriterium

Nach Einschätzung des neuen KZBV-Vor-
standsvize Dr. Jürgen Fedderwitz ist zu 
befürchten, dass die Krankenkassen einen
„Nebenkriegsschauplatz“ einrichten, da die
Neubeschreibung präventiver Leistungen
sich entsprechend dieser Prämisse auch an
der Wirtschaftlichkeit der Praxen orientiert.
Der derzeitige Bewertungskatalog sei aus
dem vorigen Jahrhundert mit den Kenntnis-
sen des vorigen Jahrhunderts, kritisierte er.
Jetzt ist die Politik gefragt, die Voraussetzun-
gen zu schaffen für die Anwendung der mo-
dernen Zahnmedizin beim Patienten. 

Bundeszahnärztekammer (BZÄK), die Deut-
sche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde (DGZMK) und die KZBV 
haben in einem Großprojekt eine arbeitswis-
senschaftliche Studie (BewertungsAnalyse
Zahnärzte BAZ-II) im Institut der Deutschen
Zahnärzte, Köln, durchgeführt, deren Ergeb-
nisse jetzt zusammen mit der parallel erarbei-
teten Neubeschreibung einer präventions-

orientierten Zahnheilkunde und einer be-
triebswirtschaftlichen Analyse vorliegen. Pa-
rallel dazu erarbeiteten die Krankenkassen
eine eigene Studie. Diese berücksichtige je-
doch nur eine neue Relationierung zahnärzt-
licher Leistungen. Dagegen schafft die Studie
der Zahnärzte nach Einschätzung der KZBV
die Voraussetzungen für eine tatsächliche
Neustrukturierung der präventionsorientier-
ten Zahnheilkunde – mit der erforderlichen
Berücksichtigung vor allem betriebswirt-
schaftlicher und auch psychophysischer Be-
lastungskriterien. 

Die BAZ II-Studie der Zahnärzteschaft hat an-
hand detaillierter Therapieschrittlisten zu 27
zentralen Behandlungsanlässen, die den An-
forderungen einer präventionsorientierten
Zahnheilkunde entsprechen, nicht nur die
zeitliche Inanspruchnahme des behandeln-
den Zahnarztes gemessen. Vielmehr erfass-
ten die zahnärztlich ausgebildeten Beobach-
ter (25 Zahnärzte des Sanitätsdienstes der
Bundeswehr, die für dieses Projekt eigens
geschult wurden) auch qualitative Aspekte
wie die geistige und körperliche Beanspru-
chung des behandelnden Zahnarztes in einer
siebenstufigen Bewertungsskala.
Demgegenüber erfasst die im Auftrag der
Krankenkassen durchgeführte Studie ledig-
lich die gesamten Leistungseinheiten, ohne
jedoch Details der einzelnen Therapieschritte
zu analysieren. 

Kassen wollen 
konstante Budgets

Die Krankenkassen gehen laut KZBV nun da-
von aus, dass - unabhängig von Neuerungen
im Leistungsgeschehen der zahnärztlichen
Versorgung - das Budget unverändert gleich
bleiben soll. Nach Darstellung der Kranken-
kassen habe „die Neustrukturierung des
BEMA nicht zum Ziel, eine Bewertung der
Leistungen in den einzelnen Praxen nach be-
triebswirtschaftlichen Grundsätzen zu errei-
chen“. Für die Zahnärzteschaft dagegen sei
klar, dass es ohne zusätzliche Mittel keine zu-
sätzlichen Leistungen geben könne. Gerade
angesichts der Vielzahl neuer Leistungen

müsse sehr genau geprüft werden, welche
Leistungen in den Katalog der GKV aufge-
nommen, welche alten Leistungen aber
gleichzeitig herausgenommen werden müs-
sen. Aus Sicht der zahnärztlichen Selbstver-
waltung zeichnet sich dabei immer deutlicher
ab, dass ein befundorientiertes Festzu-
schussmodell politisch die einzig sinnvolle
Lösung ist.

Klar sei auch, dass die vom Gesetzgeber ge-
forderte präventionsorientierte Ausrichtung
der Zahnmedizin im heutigen Bewertungs-
maßstab nur einen unzureichenden Nieder-
schlag finde. Unberücksichtigt ist der KZBV
zufolge heute außerdem, dass die Stärkung
der Prävention grundsätzlich ein aktives ei-
genverantwortliches Verhalten des Patienten
erfordert. Die von den Krankenkassen aufge-
stellte Forderung, Qualität und Wirksamkeit
der Leistungen müssten dem allgemeinen
Stand der medizinischen Erkenntnisse ent-
sprechen und den medizinischen Fortschritt
berücksichtigen, seien in dem engen Rah-
men, den die GKV gesetzt hat, nicht zu erfül-
len.

„Wir hätten gerne die Spitzenverbänder der
Krankenkassen dazu genommen, die aber im
Elfenbeinturm sitzen und ihre eigenen Stu-
dien zur Leistungsneubeschreibung betrei-
ben“, kritisierte Prof. Wagner auf der Presse-
konferenz. Für die vom Gesetzgeber bis Mit-
te 2002 geforderte Neubeschreibung einer
präventionsorientierten Zahnheilkunde liegen
mit den unabhängig voneinander erstellten
Studien der Krankenkassen und der Zahnärz-
teschaft zwei im Ansatz sehr unterschiedliche
Erhebungen vor. Auf dieser Basis müssen
nun Bundesausschuss und Bewertungsaus-
schuss tätig werden. Rekrutieren die Aus-
schüsse, die jetzt die Auswertung der arbeits-
wissenschaftlichen Daten verhandeln müs-
sen, ihre Erkenntnisse allein aus den Maßga-
ben der Krankenkassen, so ist schon jetzt ab-
sehbar, dass sowohl Qualität als auch zahn-
medizinischer Fortschritt in diesem System
auf Dauer auf der Strecke bleiben werden.
Für die Zukunft der Zahnmedizin in Deutsch-
land wird es deshalb entscheidend sein, wel-

Zahnärzte und Krankenkassen uneins

über BEMA-Neustrukturierung
Zwei konkurrierende Studien zur künftigen Zahnheilkunde
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che Rahmenbedingungen Bundesausschuss
und der Bewertungsausschuss für eine Zahn-
heilkunde setzen, die das Attribut „präven-
tions- und zukunftsorientiert“ auch wirklich
verdienen. Übrigens war die Studie der Kran-
kenkassen am Abend zuvor der Öffentlichkeit
vorgestellt wurde.

Zahnärzte-Position
schlecht vermittelt

Der Verlauf der anschließenden Diskussion
mit den anwesenden Journalisten verdeut-
lichte, dass das Anliegen der Zahnärzteschaft
nicht wie erhofft verstanden wurde. Vor allem
die KZBV-Vertreter fanden nicht den Ton, die
Zahnärzteschaft in der Öffentlichkeit ver-
ständlich zu vertreten. Entsprechende Kriti-
ken an diesem Stil  aus den Reihen der erfah-

rensten standespolitischen Öffentlichkeitsre-
ferenten wurden negiert. In der anschließen-
den Sitzung der Vertreter der Körperschaften
der Länder wurden diese gar derart beleidi-
gend gemaßregelt, dass der Vizepräsident
der BZÄK, Dr. Oesterreich, mit Mühe zu glät-
ten versuchte. Dr. Fedderwitz als neu gewähl-
ter Vertreter des KZBV-Vorstandes nahm gar
nicht erst die Gelegenheit war, die zahnärzt-
lichen Kollegen und die Journalisten zu be-
grüßen. Diese ursprüngliche Planung wurde
durch plötzliche anderweitige Verpflichtun-
gen geändert. 

In diesem Durcheinander ging es weiter. Aus
dem Publikum wurde Kritik laut, dass die po-
litische Führung der Zahnärzteschaft in den
Öffentlichkeitskampagnen wieder nur rea-
giere, statt zu agieren. Wenn dies der Start

für eine zukunftsorientierte Standespolitik
war, dann gehen Berufsstand und Patienten
schlimmeren Zeiten entgegen als nach der
unseligen und dümmlichen Keramikdebatte. 

Zu dem gemeinsamen Pressereferententref-
fen hatten die standespolitischen Organi-
sationen der deutschen Zahnärzteschaft,
KZBV und BZÄK übrigens schon vor der ek-
latanten KZBV-Wahl eingeladen. Dass eine
Pressekonferenz stattfinden sollten, über-
raschte die Redakteure der Zahnärzteblätter.
Sie waren dazu nicht informiert worden, wur-
den auf Anfrage der KZBV-Geschäftsstelle
allerdings noch „zugelassen“. Letztlich war
es für die Außenwirkung wohl doch ganz 
angenehm, dass die wenigen anwesenden
Journalisten nicht ganz alleine waren mit
dem Präsidium.

Berlin (tzb). Die Ausgaben der gesetzlichen
Krankenkassen für zahnärztliche Behandlung
sind nach einem Bericht von „zm-online“ im
vergangenen Jahr leicht gestiegen. Das geht
aus den vorläufigen Rechnungsergebnissen
für die gesetzliche Krankenversicherung
(GKV) hervor, die kürzlich vom Bundesge-
sundheitsministerium vorgestellt wurden. 

Demnach stiegen die Ausgaben für zahnärzt-
liche Behandlung einschließlich Zahnersatz
im Vergleich zum Jahr 2000 bundesweit um
drei Prozent. Die Entwicklung der Ausgaben

für konservierende Behandlungen, Parodon-
tologie und Kieferbruch verlief allerdings an-
ders als im Bereich Zahnersatz. Hier über-
schritt die Ausgabenentwicklung die Grund-
lohnsummenentwicklung der GKV sowohl in
den alten Ländern als auch bundesweit. 

Bei der Ausgabenentwicklung ist zu berück-
sichtigen, dass die Zahlen zu den Ausgaben
für konservierende Behandlungen im vierten
Quartal 2001 nicht auf Abrechnungsdaten
basieren, sondern auf Schätzwerten der
Krankenkassen.

Die Ausgaben für Zahnersatz stiegen in den
alten Ländern um 3,4 Prozent je Mitglied
gegenüber 2000. In den neuen Ländern lag
der Anstieg bei 6,6 Prozent in den neuen Län-
dern. Das entspricht einer Steigerung von 3,9
Prozent bundesweit. 

Dabei sei zu bemerken, so die KZBV, dass das
Ausgabenniveau im Vergleichszeitraum des
Vorjahres noch auf niedrigem Niveau lag.
Das „normale Leistungsgeschehen“ im Be-
reich Zahnersatz sei im Jahr 2001 immer
noch nicht erreicht worden. 

Gestiegene Kassenausgaben für 

Zahnarztbehandlung im vergangenen Jahr
Bundesweit Anstieg von drei Prozent im Jahr 2001

Wuppertal/Erfurt (tzb).  Die Barmer Ersatz-
kasse hat Berichte zurückgewiesen, wonach
die Krankenkasse rechtswidrig mit Beitrags-
geldern spekulative Wertpapiergeschäfte ge-
tätigt und dabei Verluste erlitten haben soll.
Die Vorwürfe waren in der WDR-Sendung
„Markt“ (28. Januar) ausgestrahlt worden. 

In einer gemeinsamen Erklärung des Bun-
desversicherungsamtes und der Barmer

heißt es, diese Vorwürfe seien nicht be-
gründet. „Bei der Anlage und Verwaltung 
der Mittel hat die Barmer Ersatzkasse Ver-
mögensanlagen getätigt, die sich jederzeit 
im Rahmen des vom Gesetzgeber festge-
legten Anlagekataloges des § 83 SGB IV ge-
halten haben.“ Spekulative Wertpapierge-
schäfte, inbesondere Aktienkäufe, seien nicht
getätigt worden. Auch Kredite habe man da-
zu nicht aufgenommen. Laut Barmer hat das

Bundesversicherungsamt der Kasse bestä-
tigt, dass sie den starken Ausgabenstei-
gerungen des Jahres 2000 durch ein wirt-
schaftliches Finanzmanagement gerecht ge-
worden sei. 

Der Vorsitzende des Barmer-Verwaltungs-
rates, Hans Neusigl, bekräftigte, die Kasse
habe zum Nutzen der Versicherten eine kluge
und effiziente Anlagestrategie betrieben.

Barmer weist Spekulationsvorwürfe zurück
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Karlsruhe (tzb). Erkrankungen im Mund wer-
den nach Ansicht vieler Zahnärzte zu schnell
und zu oft mit Antibiotika behandelt. Es müs-
sten neue Behandlungswege entwickelt wer-
den, die das „delikate Wechselspiel der 
Bakterien im Mund und der Immunreaktion
des Patienten“ berücksichtigen, sagte Pro-
fessor Ulf Berthold Göbel vom der Berliner
Universitätsklinikum Charité zur Eröffnung
der 17. Karlsruher Konferenz der Akademie
für Zahnärztliche Fortbildung. An dem Kon-
gress nahmen rund 500 Ärzte und Wissen-
schaftler aus der ganzen Welt teil. Es müsse
zwischen „guten“ und „bösen“ Bakterien un-
terschieden werden.

Der Prävention komme nach wie vor eine
große Bedeutung zu. Aber auch wer sich

mehrmals am Tag die Zähne putze, sei vor ei-
ner Zahnerkrankung nicht gefeit. Noch ken-
nen die Mediziner nur eine kleine Anzahl der
Faktoren, die Erkrankungen im Mund auslö-
sen können. Fest stehe jedoch, so die Exper-
ten, dass Rauchen oder Stress das Risiko er-
höhen. Aber auch die genetische Veranla-
gung des Patienten müsse bei der Behand-
lung berücksichtigt werden. Um so wichtiger
werden diese Ansätze, wenn man beachtet,
dass Entzündungsherde im Mund auch Er-
krankungen in anderen Teilen des Körpers –
beispielsweise am Herz oder im Darmbereich
– auslösen können.

Das Thema der 17. Karlsruher Konferenz lau-
tete „Bakterien – Gäste und Gegner in der
Mundhöhle“.

Konferenz: Antibiotika wer-

den zu schnell verschrieben
Tagung zu Bakterien im Mund mit 500 Wissenschaftlern

Stuttgart (tzb). Zahnschmerzen sind nach Er-
kenntnissen von US-Archäologen bereits vor
8000 Jahren fachmännisch behandelt wor-
den. Die Wissenschaftler fanden in Pakistan
Menschenzähne mit gebohrten Löchern, wie
das Magazin „Bild der Wissenschaft“ kürzlich
berichtete. Andrea Cucina und Kollegen von
der Universität von Missouri-Columbia ent-
deckten diese Indizien für „therapeutisches
Bohren“ in der Ausgrabungsstätte Mehrgarh,
die laut Experten als der bislang früheste de-
finitive Beweis für eine permanente Siedlung
angesehen wird.

Die Löcher sind nach Ansicht der Forscher

vorsätzlich in die Zähne gebohrt worden, da
sie sehr genau begrenzt seien und konzentri-
sche Bohr-Rillen aufwiesen. Diese Technik
sei bereits von der Schmuckherstellung be-
kannt. Die Forscher schließen jedoch aus,
dass die Zähne angebohrt wurden, um aus
ihnen Ketten zu machen. Denn die behandel-
ten Zähne steckten noch in einem Kieferkno-
chen. Mögliche Füllungen haben sich den
Wissenschaftlern zufolge nicht erhalten.

Cucina nimmt an, dass die Löcher mit Pflan-
zenmaterial gefüllt wurden. Unklar ist bis-
lang, wie die Patienten für die Eingriffe be-
täubt wurden.

Schon vor 8000 Jahren

Bohrer contra Zahnschmerz
Amerikanische Archäologen fanden Belege in Pakistan

Kostspieliger Wechsel
im Ministerium

Berlin (tzb). Das Bundesgesundheitsministe-
rium hat seit dem Regierungswechsel Ende
1998 durch Entlassungen von Staatssekretä-
ren und Abteilungsleitern Kosten von rund
854 000 Euro verursacht. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung auf eine An-
frage der Union hervor. Der Anteil leitender
und damit besser dotierter Mitarbeiter unter
allen Beschäftigten stieg zugleich von 6,8 auf
7,6 Prozent. Die Regierung begründete dies
mit dem doppelten Dienstsitz des Ministe-
rium in Bonn und Berlin. Den Angaben zu-
folge wurden seit Ende 1998 sechs Mitarbei-
ter eingestellt, die zuvor bei Abgeordneten
von SPD oder Grünen oder in deren Fraktio-
nen beschäftigt waren.

Anfang vergangenen Jahres hatte zudem Ulla
Schmidt (SPD) die Grünen-Politikerin Andrea
Fischer als Gesundheitsministerin abgelöst.
Andrea Fischer war im Zusammenhang mit
der BSE-Krise zurückgetreten.

Thüringer FDP 

will Patienten stärken

Erfurt (tzb). In der Diskussion um die künf-
tige Gesundheitspolitik hat die Thüringer FDP
erneut die Stärkung der Eigenverantwortung
der Patienten gefordert. Der Patient müsse
wieder in die Rolle des Souveräns gebracht
werden, forderte Lulita Schwenk, gesund-
heitspolitische Sprecherin der Landes-FDP.
„Die Patienten können am besten über er-
brachte und notwendige Leistungen ent-
scheiden“, heißt es in einer Erklärung. Dabei
könnten Patientenberatungsvereine beraten-
de Hilfestellungen geben.

Der Bundesregierung wirft die Thüringer FDP
gesundheitspolitisches Versagen vor. Ergeb-
nis seien ein Defizit von  2,5 Milliarden  bei
den gesetzlichen Krankenkassen im vergan-
genen Jahr, steigende Beiträge als Belastung
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber, immense
Verwaltungskosten in der GKV einhergehend
mit horrend hohen Vorstandsbezügen, Ärzte-
mangel in den verschiedensten Bereichen
und Strukturprobleme überall. Die Gesund-
heitspolitik sei immer nur von Aktionismus
geprägt. Auch die in die Wege geleitete Re-
form im Krankenhauswesen werde zur Farce
geraten.
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Meiningen/Erfurt (tzb). Im bundesweiten Be-
stechungsskandal gegen Klinikärzte wird
jetzt auch gegen Thüringer Mediziner er-
mittelt. Bei den Staatsanwaltschaften Meinin-
gen und Erfurt liegen insgesamt 28 Anzeigen
vor. Die Mediziner werden der Vorteilsnahme
verdächtigt. Bundesweit laufen Ermittlungen
gegen 1800 Ärzte und 380 Pharmavertreter.
Der Münchner Pharmakonzern SmithKline
Beecham, der im Dezember 2000 in der
Pharmagruppe GlaxoSmithKline aufging, soll
die Mediziner mit Zuwendungen bedacht ha-
ben, damit sie Medikamente des Konzerns
verwenden. Die Ermittlungsverfahren gegen
weitere 2200 Ärzte wurden wegen Gering-
fügigkeit eingestellt. 

Nach bisherigen Erkenntnissen sollen die in
Verdacht geratenen Ärzte für die Verwendung
bestimmter Medikamente vor allem von 1997
bis 1999 vom Pharmakonzern Smiths Kline
Beecham Geld und andere Zuwendungen er-
halten haben. Die Rede ist von Beträgen zwi-

schen 1000 und 3000 Mark, in Einzelfällen
aber auch bis zu 40 000 Mark. 

Bei der Staatsanwaltschaft Meiningen liegen
zehn Anzeigen vor, bei der Erfurter Ermitt-
lungsbehörde gingen 18 Anzeigen ein. Diese
Verfahren wurden von der Staatsanwalt-
schaft München nach Thüringen abgegeben.
Der Präsident der Landesärztekammer Thü-
ringen, Prof. Dr. Eggert Beleites, warnte vor
einer pauschalen Verurteilung eines ganzen
Berufsstandes. Bisher handele sich lediglich
um einen Anfangsverdacht, nicht um fest ste-
hende Tatbestände. Zugleich beklagte er zu-
nehmende Verunsicherung bei Ärzten über
den richtigen Umgang mit Spenden der Indu-
strie an Krankenhäuser und Forschungsein-
richtungen. Die Grenze zwischen zulässiger
Kooperation mit Unternehmen und strafba-
rem Verhalten sei für viele Mediziner schwer
auszumachen. Bei der Einwerbung von Gel-
dern für Forschungsprojekte sei die Zu-
sammenarbeit zwischen Krankenhäusern,

Ärzten und der Industrie sogar erwünscht. In
Thüringen sind knapp 10 000 Ärzte in Kran-
kenhäusern, Praxen und bei Behörden tätig.
Seit Gründung der Landesärztekammer vor
über zehn Jahren ist laut noch kein Thüringer
Arzt der Korruption oder Bestechung über-
führt worden.

Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt
(SPD) hat eine umgehende Aufklärung des
Bestechungsskandals gefordert. Der Vor-
gang zeige, wie wichtig es sei, Medikamente
auf Grund ihrer tatsächlichen Wirkstoffe und
nicht wegen ihres Namens zu verordnen.
Ver.di-Chef Frank Bsirske forderte die
schnelle Einführung der geplanten Positivli-
ste für Arzneien. Die Kassen sollten nur noch
Medikamente zahlen, die von einem Exper-
tengremium anerkannt und auf die Liste ge-
setzt wurden, sagte der Vorsitzende der
größten deutschen Gewerkschaft. Die ge-
plante Positivliste könne den Ärzten eine 
unabhängige Orientierungshilfe bieten. 

Hildburghausen (tzb). Nach den verschwun-
denen Festplatten im Innenministerium und
in einer Tiefgarage öffentlich zugänglich gela-
gerten Justizakten sorgt in Thüringen wieder
einmal eine Datenpanne für Wirbel. Aus der
psychiatrischen Klinik Hildburghausen sind
Patientendaten in die Öffentlichkeit gelangt.
Die hochsensiblen Daten befanden sich auf
einem ausgemusterten Klinikcomputer, den
die Einrichtung Ende vergangenen Jahres
verkauft hatte. Die Staatsanwaltschaft Mei-
ningen ermittelt wegen der Verbreitung von
Privatgeheimnissen. Sowohl das Sozialmini-
sterium als auch die Rhön Klinikum AG (Bad
Neustadt), zu der das Krankenhaus seit Jah-
resbeginn gehört, hatten Anzeige erstattet.

Der ominöse Computer gehört zu 29 ausran-
gierten Klinikcomputern, die laut Ministerium
Ende vergangenen Jahres allesamt an Klinik-

mitarbeiter veräußert worden. Zum Zeitpunkt
des Computerverkaufs gehörte das Kran-
kenhaus noch dem Land. Die Hildburghäuser
Klinik wurde wie die beiden anderen psychia-
trischen Landesfachkrankenhäuser in Mühl-
hausen und Stadtroda zu Beginn dieses 
Jahres privatisiert. Das Sozialministerium
räumte ein, dass die Bestimmungen der Da-
tenschutzgesetze und der innerbetrieblichen
Datenschutzordnung „nicht in allen Fällen“
beachtet worden seien. Nach Angaben des
Ministeriums wurde beim Verkauf gegen die
Verpflichtung verstoßen, gespeicherte Daten
„in nicht revidierbarer Weise“ zu löschen.
Nach den Bestimmungen des Datenschutzes
hätten die Daten vor dem Verkauf der Geräte
vollständig gelöscht und die Festplatten
„physisch vernichtet“ werden müssen.  Diese
Bestimmungen seien dem Personal bekannt
gewesen, alle Mitarbeiter hätten sich zu de-

ren Einhaltung verpflichtet.

Die Landesdatenschutzbeauftragte Silvia Lie-
baug sprach von einem „groben Verstoß“ 
gegen die Datenschutzbestimmungen. Sie
sieht außerdem Verstöße gegen das Kran-
kenhausgesetz und den Grundsatz der ärzt-
lichen Schweigepflicht. Die Verantwortung
dafür liegt ihrer Auffassung nach innerhalb
des Krankenhauses – und nicht beim Land
als damaligen Klinikbesitzer. Nach Auffas-
sung Liebaugs hätte die Klinik dafür sorgen
müssen, dass Daten nicht in unbefugte Hän-
de gelangen können. Das Sozialministerium
habe seine Kontrollpflicht als Aufsichtsbe-
hörde nicht vernachlässigt, befand Thürin-
gens oberste Datenschützerin nach einem
Lokaltermin im Krankenhaus. Die SPD-Land-
tagsfraktion kündigte zu dem Vorfall eine
mündliche Anfrage im Landtag an. 

Bestechungsverdacht auch in Thüringen 
28 Ermittlungsverfahren gegen Mediziner – bundesweit 1800 Ärzte verdächtig

Datenpanne: Patientenakten öffentlich
Staatsanwaltschaft Meiningen ermittelt wegen Verrats von Privatgeheimnissen
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Wir gratulieren!
zum  92. Geburtstag am 03.04.

Herrn Sanitätsrat Heinz Herzner

in Gera

zum  92. Geburtstag am 26.04.
Herrn Zahnarzt Dr. med. dent. 

Hans Kümmerling

in Gera

zum  78. Geburtstag am 10.04.
Frau Medizinalrat Dr. Elly Weber

Schmalkalden

zum  77. Geburtstag am 14.04.
Herrn Zahnarzt Dr. med. dent. 

Peter Weiße

in Gera

zum  76. Geburtstag am 07.04.
Frau Zahnärztin Dr. med. dent. 

Gisela Gebhardt

in Bad Köstritz

zum  75. Geburtstag am 22.04.
Herrn Zahnarzt Dr. 

Wolfgang Ortleb

in Wildetaube

zum  74. Geburtstag am 02.04.
Herrn Zahnarzt Dr.med. 

Dietrich Nacke

in Gotha

zum  73. Geburtstag am 15.04.
Herrn Medizinalrat 

Franz-Josef Huschenbeth

in Heiligenstadt

zum  72. Geburtstag am 22.04.
Herrn Sanitätsrat Dr. med. dent. 

Hubert Boog

in Eisenach

zum  70. Geburtstag am 25.04.
Herrn Medizinalrat Dr. med. dent. 

Horst Müller

in Mengersgereuth-Hämm.

zum  66. Geburtstag am 17.04.
Herrn Zahnarzt Dr .med. dent. 

Martin Scheide

in Hermsdorf

zum  66. Geburtstag am 27.04.
Herrn Zahnarzt Dr .med. dent. 

Karl-Heinz Möller

in Erfurt

zum  65. Geburtstag am 21.04.
Herrn Sanitätsrat Dr. med. dent.

Gerhard Fleischmann

in Königsee

zum  65. Geburtstag am 27.04.
Herrn Zahnarzt Dr. med. dent.

Jürgen Hering

in Gera

zum  65. Geburtstag am 16.04.
Herrn Zahnarzt Dr. med. 

Karl-Heinz Röder

in Nordhausen

zum  60. Geburtstag am 24.04.
Herrn Zahnarzt Dr. med. dent. 

Wolfgang Burzlaff

in Ilmenau

zum  60. Geburtstag am 12.04.
Frau Zahnärztin Dr. med. dent.

Heidemarie Franke

in Saalfeld

zum  60. Geburtstag am 22.04.
Frau Zahnärztin Sabine Seidel

in Arnstadt

zum  60. Geburtstag am 25.04.
Herrn Zahnarzt Dr.med.dent. 

Paul-Gerhard Genz

in Erfurt
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Für oben stehende Kurse aus dem Fortbil-
dungsheft „Frühjahrssemester 2002“ der
Landeszahnärztekammer Thüringen werden
noch Anmeldungen entgegengenommen.        

Ansprechpartner: 
Frau Held/Frau Westphal
� 0361/74 32-107/108
Fax: 0361/74 32-150

Achtung! 
Bei nachfolgendem Kurs
Terminänderung!

Alter Termin: Fr/Sa, 7./8.06.02
Neuer Termin: Fr/Sa, 6./7.12.02
Wissenschaftliche 
Leitung: Meyer, Greifswald

Asselmeyer, Göttingen
Ort/Kurs-Nr.: Erfurt, 02/043
Teilnehmergebühr: 300,- t
Thema: Dysfunktionsbedingte 

Erkrankung des Kau-
organs – Diagnostik, 
Initialtherapie durch 
Einschleifen, Aufbiß-
behelfe

Das Referat Fortbildung informiert
Datum              Ort/Kurs-Nr. Thema Wissenschaftl. Teilnehmer-

Leitung gebühr/t

11.05.02 Erfurt Die Goldhämmerfüllung Steffen, Greifswald 155,-
Sa 02/033 Praktischer Arbeitskurs für

Kavitäten der Klasse I

25.05.02 Erfurt Die Kunst, Patienten als Gäste Namianowski, 125,-
Sa                     02/037 zu behandeln Friedrichshafen

31.05.02 Erfurt Herstellung von Asselmeyer, 305,-
01.06.02 02/039 Okklusionsschienen Göttingen
Fr/Sa -Folgekurs-

01.06.02 Erfurt Zahnfarbene adhäsive Restau- Besek, Zürich 155,-
Sa 02/041 ration im Frontzahngebiet

Gemeinschaftsveranstaltung
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